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I. Einleitung 

Häufig wird am Anfang diese Idee stehen und der Gedanke, daraus doch „Etwas“ machen 
zu können. Vielleicht ist das „Etwas“ noch diffus, vielleicht auch schon ziemlich klar. 

Möglicherweise haben Sie auch schon konkrete Vorstellungen,  

- wie das Produkt, sei es eine Ware, sei es eine Dienstleistung ganz konkret aussehen 
könnte. 

- wer an dem Projekt beteiligt sein sollte,  

- wer welchen Beitrag leisten könnte,  

- welche Entwicklungsschritte notwendig sind, 

- wie das Marketing aussehen könnte, 

- wie das Projekt erfolgreich werden könnte. 

Wichtig ist in dieser Situation, einen Überblick zu bekommen und zwar auch über die Dinge, 
die man gerade (noch) nicht im Kopf hat, über die man sich vielleicht noch keine Gedanken 
gemacht hat. Möglicherweise haben Sie auch den ein oder anderen Punkt (noch) gar nicht 
gesehen und bedacht.  

In diesem Fall kann Ihnen dieser Leitfaden weiterhelfen. Insbesondere im rechtlichen und 
steuerlichen Bereich gibt es sicherlich Punkte, die für uns als Rechtsanwälte klar auf der Hand 
liegen, für Sie aber noch gar keine Rolle gespielt haben. 

Wir gehen davon aus, dass Ihnen dann dieser Leitfaden und zusätzlich unsere Beratung sowie 
die Abstimmung mit anderen externen Beratern weiterhelfen können, das zu realisieren, was 
Sie als Idee schon im Kopf haben. 

Gerne stehen wie Ihnen hierfür zur Verfügung. 

 
Dr. Christopher Lieb, LL.M. Eur. 
Rechtsanwalt  
Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht  
Fachanwalt für Steuerrecht 
Fachanwalt für Gewerblichen Rechtsschutz 

 
  

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird für sämtliche Beteiligte nur die männliche Form verwen-
det; hiervon sind jedoch alle Geschlechter umfasst. 
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II. Die Basics 

1. Idee, Markt und Timing 

Am Anfang eines Start-Up-Unternehmens steht regelmäßig eine bestimmte Ge-
schäftsidee. Sie ist meist Ausgangspunkt für die Gründung des Unternehmens und Grund-
lage des Businessplans.  

Häufig geht es um die Entwicklung von neuen Produkten, insbesondere neuen Waren 
oder Dienstleistungen. Hierbei sollten die Gründer sich zunächst über die nachfolgen-
den Dinge Gedanken machen: 

- Was ist das Ziel ihres Produkts? Welches Problem löst ihr Produkt? Was ist der Ein-
satzbereich? 

- Was unterscheidet ihre (neue) Ware oder Dienstleistung von den Waren oder 
Dienstleistungen anderer Wettbewerber? Was macht dieses Produkt eventuell so-
gar besonders und für die Kunden interessant, vielleicht sogar besonders interes-
sant, z.B. besondere technische Lösungen oder besonders günstiger Preis?  

- Daraus ergibt sich schon zwangsläufig die Frage, welche Zielgruppe erreicht wer-
den soll. Eine wichtige Frage für das Marketing. 

- Schließlich müssen sich die Gründer Gedanken darüber machen, ob für das Pro-
dukt oder die Dienstleistung Besonderheiten zu beachten sind und welche das 
sind. Insbesondere ist zu klären, ob es ggf. behördliche Vorgaben gibt oder Zertifi-
zierungen oder gar Zulassungen notwendig sind. Ggf. wird man hierbei auch ex-
ternen Rat einholen müssen. 

- Auch das Timing ist entsprechend zu berücksichtigen. Viele Ideen, die zu einem 
Zeitpunkt ein regelrechter Flop waren, können zu einem späteren Zeitpunkt ein 
Erfolg werden, etwa weil die technischen Gegebenheiten und Möglichkeiten an-
dere sind (z.B. die durchschnittliche Internetversorgung von Haushalten) oder weil 
sich die Lebensumstände der Zielgruppe geändert haben (z.B. vermehrtes Arbei-
ten aus dem Homeoffice).  

Nach Klärung dieser Fragen, gilt es eine konkrete Marketingstrategie auszuarbeiten, die 
zur (potentiellen) Zielgruppe passt. Auch hierbei kann es ggf. sinnvoll sein, externe Part-
ner, wie z.B. Werbeagenturen, hinzuzuziehen.   
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2. Gründerteam und Aufgabenverteilung 

Regelmäßig werden bei einer Gründung mehrere Personen beteiligt sein. Bei der Wahl 
der beteiligten Personen, also der Zusammenstellung des Gründerteams ist auf eine 
sinnvolle Zusammensetzung zu achten.  

Aber was ist in diesem Zusammenhang sinnvoll?  

Als wichtiger Faktor beim Scheitern von Start-Ups wird häufig genannt3, dass Gründer-
teams zu homogen sind. das kann z.B. der Fall sein, wenn vier Programmierer ein IT Start-
Up gründen und zwar alle fachlich kompetent sind, jedoch keiner der Beteiligten sich 
im kaufmännischen, vertraglichen oder Marketing-Bereich auskennt. Natürlich können 
solche Leistungen von außen eingekauft werden, dies ist jedoch teuer und schwer kon-
trollierbar.  

Ferner neigen Gründer, die alle ihre fachliche Expertise im gleichen Gebiet haben, 
dazu, ihre Mitgründer im gleichen Fachgebiet zu überwachen und zu kontrollieren. Zu 
der Gründung gehört daher auch ein gewisses Vertrauen in den Mitgründer. Aber na-
türlich bleibt es erforderlich, sich ggf. abzustimmen. 

Auch sollte ein Konsens zwischen den Gründern darüber herrschen, wer in der Praxis 
welchen Anteil der tatsächlichen Arbeit übernehmen soll bzw. wer für welche Berei-
che zuständig sein soll. Soweit die einzelnen Gründer jeweils Geschäftsführer sind, ist 
allerdings zu beachten, dass jeden Geschäftsführer eine Gesamtverantwortung für 
das Unternehmen trifft. Der Geschäftsführer, der für den technischen Bereich zustän-
dig ist, wird zumindest in einem gewissen Umfang auch den kaufmännischen Bereich 
im Blick haben müssen.  

Wenn ein Gründer sich ausschließlich um das neue Unternehmen kümmern möchte, 
während andere Gründer anderweitig in Anstellung tätig sind, kann dies schnell zu 
einem Ungleichgewicht führen. Eine gleiche Gewinnverteilung ist in dieser Konstella-
tion vielleicht ungerecht. Ein solches Ungleichgewicht kann über Gehälter, oder Rege-
lungen zur Gewinnverteilung ausgeglichen werden. Wichtig ist jedoch, sich hierüber 
im Vorfeld Gedanken zu machen und entsprechende Regelungen im Vorfeld festzu-
legen. 

 

 
 

2  Lexa, Fail – Wie man als Start-up versagt, S.54. 
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3. Kapital und Businessplan 

Für die Gründung und den Betrieb des Unternehmens ist zwingend ein Businessplan 
zu entwerfen. Dieser Businessplan ist intern nötig, wird aber ggf. auch für Verhandlun-
gen mit Banken und/ oder Investoren erforderlich sein. 

Wie oben bereits ausgeführt, ist die der Gründung zugrundeliegenden Geschäftsidee 
häufig die Grundlage für den Businessplan. Der Aufbau und der Inhalt des Business-
plans können hier nur angerissen werden. Der Businessplan sollte in jedem Fall die fol-
genden Punkte enthalten: 

- der Unternehmensgegenstand und rechtliche Verhältnisse, insbesondere die 
Rechtsform, Gesellschafterstruktur, Höhe des Eigenkapitals, ggf. bestimmte Zu-
ständigkeiten, 

- die Geschäftsidee, also insbesondere das neue Produkt, die neue Ware oder die 
neue Dienstleistung, 

- Markt, also insbesondere der Kunden- bzw. Interessentenkreis, Standort und Kon-
kurrenz, 

- Preise, 

- Marketing und Vertrieb, 

- Management und Personal und vor allem auch  

- das Finanzkonzept, also insbesondere der Kapitalbedarf und die Kapitalausstat-
tung. 

Nicht unterschätzt werden darf auch die Notwendigkeit eines gewissen finanziellen 
Puffers. Gerade in der Anfangsphase ist damit zu rechnen, dass die Kosten und Ausgaben 
(intern sowie extern) durchaus hoch sein können, während die Einnahmen noch relativ gering 
sind. Das Unternehmen muss in der Lage sein, diese „Durststrecke“ zu überwinden. Dafür ist ein 
gewisser finanzieller Puffer nötig.  

Zudem kann es sein, dass die ersten Monate nach der Unternehmensgründung ggf. nicht 
nach Plan verlaufen. Es kann somit sein, dass sich durch unvorhergesehene Kosten ein 
finanzieller Mehrbedarf ergibt, z.B. besondere unerwartete Kosten bei der Entwicklung, 
ggf. Probleme mit einem Konkurrenten usw. Auch aus diesem Grund ist es natürlich 
wichtig, einen gewissen finanziellen Puffer vorzusehen. 

Zudem wird es sinnvoll, sich im Rahmen der Festlegung des Kapitalbedarfs und der 
Strukturierung dieses Bedarfs ggf. bereits darüber Gedanken zu machen, was unter 
Berücksichtigung dieses Kapitalbedarfs die richtige Rechtsform sein könnte. 



„Start-Ups in Deutschland“ 
Ein Leitfaden für Gründer 

© 2025 | Seite 10 

 

 

 

4. Risikobewertung 

Will man die richtige Rechtsform für das zu gründende Unternehmen finden, wird man 
sich zunächst darüber Gedanken machen müssen, welche Risiken sich durch die 
Gründung und den Betrieb des Unternehmens ggf. ergeben könnten.  

So wird eine Haftungsbeschränkung, wie sie die GmbH, die UG oder die AG mit sich 
bringt, beim Handel mit Medizinprodukten oder Pyrotechnik oder der Beratungs-
dienstleistung im Wirtschaftsbereich dringlicher sein als beim Handel mit Schreibwaren 
oder dem Anbieten von risikoarmen Dienstleistungen wie Nachhilfe oder Shopping-
beratung.  

Es sollte sich im Rahmen der Vorüberlegungen die Frage gestellt werden, welchen 
maximalen materiellen Schaden ein fehlerhaftes, von der Gesellschaft vertriebenes 
und ggf. hergestelltes Produkt oder eine fehlerhaft ausgeführte Dienstleistung anrich-
ten kann und welche Haftungsnormen ggf. greifen. 

Weitere Risikofaktoren können sich etwa ergeben, wenn das Start-Up von einem oder 
wenigen Zulieferbetrieben abhängig ist und es im Insolvenzfall des Zulieferers seine 
Produkte nicht mehr herstellen kann, oder wenn der Kundenstamm nur aus einem 
oder wenigen Kunden besteht. 

Sollte sich im Rahmen dieser Risikobewertung herausstellen, dass durch den Betrieb 
des Unternehmens in einem gewissen Maß Haftungsrisiken bestehen, wird es regel-
mäßig sinnvoll sein, eine Rechtsform zu wählen, die von vornherein eine Beschränkung 
der Haftung gewährleistet. Das ist z.B. möglich mit einer GmbH, einer UG (haftungs-
beschränkt), einer GmbH & Co. KG oder ggf. einer AG.  

Falls die Haftungsrisiken eher gering sind, wäre zu prüfen, ob das Unternehmen z.B. in 
Form eines Einzelunternehmens betreiben werden kann. 
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5. Gestaltungsformen der Unternehmensgründung 

Sobald eine erste Risikoabschätzung Ihres Geschäfts erfolgt ist, ist zu überlegen, wel-
che Unternehmens- oder Gesellschaftsform für Ihr Unternehmen im Außenverhältnis 
sowie im Innenverhältnis die richtige ist. Denkbar sind insbesondere die folgenden 
Rechtsformen: 

 
5.1. Einzelunternehmen 

Sie können Ihr Unternehmen als Einzelunternehmen führen.  

Ein solches Einzelunternehmen hat nur einen Inhaber und kann auch nur einen Inha-
ber haben.  

Der Inhaber haftet persönlich und unbeschränkt für sämtliche Verbindlichkeiten des 
Unternehmens.  

Ein Mindestkapital ist nicht notwendig, weil der Inhaber als Einzelunternehmer ohne-
hin mit seinem gesamten Vermögen, egal ob betrieblich oder privat haftet. 

Der Inhaber erhält den gesamten Gewinn.  

Je nach Einzelfall kann eine Eintragung des Einzelunternehmens in das Handelsregis-
ter möglich und sinnvoll sein. 

 
5.2. Gesellschaft des bürgerlichen Rechts (GbR) 

Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) hat mindestens zwei Gesellschafter.  

Die Gesellschafter haften persönlich, unbeschränkt und unbeschränkbar, jeweils mit ihrem 
gesamten Vermögen, egal ob betrieblich oder privat.  

Ein Mindestkapital ist aus denselben Gründen wie beim Einzelunternehmen nicht nö-
tig.  

Die Geschäftsführung erfolgt regelmäßig durch alle Gesellschafter.  

Die Gewinnbeteiligung erfolgt regelmäßig anteilig, kann aber relativ frei gewählt wer-
den.  

Regelmäßig wird ein Gesellschaftsvertrag geschlossen. Dies kann privatschriftlich – 
also ohne Beteiligung eines Notars – erfolgen.  

Die GbR kann in das Gesellschaftsregister eingetragen werden. Das Gesellschaftsre-
gister wurde speziell für die GbR geschaffen.  

Es besteht zwar keine Pflicht zur Eintragung. Rein tatsächlich kann sich allerdings eine 
solche Pflicht ergeben, wenn die GbR zum Beispiel Grundbesitz erwerben soll. Dies 
setzt eine Eintragung im Grundbuch voraus und im Grundbuch kann die GbR nur ein-
getragen werden, wenn sie im Gesellschaftsregister eingetragen ist.  
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Zudem kann es ggf. sein, dass ein (wichtiger) Geschäftspartner auf eine solche Ein-
tragung besteht. 

 
5.3. OHG (Offene Handelsgesellschaft) 

Eine offene Handelsgesellschaft (OHG) ist eine Gesellschaft aus mindestens zwei Ge-
sellschaftern, die ein Handelsgewerbe im Sinn des HGB betreibt, z.B. der Kauf und 
Verkauf von Waren.  

Die Gesellschafter haften persönlich, unbeschränkt und unbeschränkbar.  

Eine OHG braucht kein Mindestkapital, weil die Gesellschafter mit ihrem gesamten 
Vermögen, egal ob geschäftlich oder privat, haften. 

Die Geschäftsführung liegt regelmäßig bei allen Gesellschaftern.  

Die Gewinnbeteiligung wird regelmäßig abweichend vom Gesetz im Einzelnen durch 
den Gesellschaftsvertrag festgelegt.  

Der Abschluss des Gesellschaftsvertrages erfolgt privatschriftlich; es braucht somit für 
den Abschluss des Gesellschaftsvertrages keinen Notar.  

Es ist eine Handelsregistereintragung erforderlich. Für die Handelsregisteranmeldung 
ist die Mitwirkung eines Notars erforderlich. 

 
5.4. KG (Kommanditgesellschaft) 

Eine Kommanditgesellschaft besteht wie die OHG aus mindestens zwei Gesellschaf-
tern.  

Ein Gesellschafter ist der Komplementär; dieser haftet persönlich unbeschränkt und 
unbeschränkbar. Einer der weiteren Gesellschafter ist der Kommanditist. Seine Haf-
tung ist auf den im Handelsregister eingetragenen Betrag, die Hafteinlage, be-
schränkt. Hat er diese Hafteinlage vollständig erbracht, ist die Haftung gegenüber 
der Gesellschaft und Dritten grundsätzlich ausgeschlossen. Selbstverständlich kann es 
auch mehrere Kommanditisten und/oder mehrere Komplementäre geben. 

Die KG braucht kein Mindestkapital, da der Komplementär mit seinem gesamten Ver-
mögen, egal ob geschäftlich oder privat haftet. 

Die gesetzliche Vertretung erfolgt ausschließlich durch den Komplementär, also den durch un-
beschränkt haftenden Gesellschafter. Dies gilt regelmäßig auch für die Geschäftsfüh-
rung. 

Die Gewinnbeteiligung wird regelmäßig abweichend vom Gesetz im Einzelnen durch 
den Gesellschaftsvertrag festgelegt. 

Der Abschluss des Gesellschaftsvertrages erfolgt privatschriftlich; es braucht somit für 
den Abschluss des Gesellschaftsvertrages keinen Notar.  

Es ist eine Handelsregistereintragung erforderlich. Für die Handelsregisteranmeldung 
ist die Mitwirkung eines Notars erforderlich. 
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5.5. GmbH (Gesellschaft mit beschränkter Haftung) 

Eine GmbH ist eine eigenständige juristische Person. 

Sie hat mindestens einen Gesellschafter und einen Geschäftsführer. 

Das Mindestkapital der GmbH beträgt € 25.000,00. 

Die Geschäftsführung erfolgt durch einen von der Gesellschafterversammlung be-
stellten Geschäftsführer. Der Geschäftsführer muss nicht Gesellschafter sein (sog. Fremdor-
ganschaft)  

Die Haftung ist nach der Eintragung in das Handelsregister beschränkt auf die Höhe des 
Stammkapitals.  

Die Gewinnbeteiligung erfolgt regelmäßig nach den Kapitalanteilen, ist aber relativ 
frei wählbar.  

Die Satzung und auch die Änderung der Satzung müssen notariell beurkundet wer-
den. 

Damit die Haftungsbeschränkung greift ist eine Handelsregistereintragung erforder-
lich. Für die Anmeldung zum Handelsregister muss ein Notar beteiligt werden. 

 
5.6. Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt), UG  

Eine UG ist ebenfalls eine eingeständige juristische Person. Sie ist sozusagen die kleine 
Schwester der GmbH. 

Sie hat mindestens einen Gesellschafter und einen Geschäftsführer,  

Das Mindestkapital beträgt € 1,00, Die Haftung ist auf das Stammkapital beschränkt. 
Allerdings ist die UG verpflichtet, mindestens ein Viertel des Jahresgewinns anzuspa-
ren, bis ein Betrag von 25.000,00 EUR erreicht ist. 

Die Geschäftsführung erfolgt durch den von der Gesellschafterversammlung berufe-
nen Geschäftsführer.  

Die Gewinnbeteiligung erfolgt anteilig,  

Es ist eine Handelsregistereintragung erforderlich. 
 
5.7. Sonderform: GmbH & Co. KG 

Eine gesellschaftsrechtliche Sonderform ist die GmbH & Co. KG. 

Bei einer GmbH & Co. KG ist eine GmbH die vollhaftende Komplementärin. Die wei-
teren Gesellschafter sind Kommanditisten. 
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Üblicherweise werden alle oder mehrere Kommanditisten zu Geschäftsführern der 
GmbH bestellt. Diesen obliegt faktisch auch die Geschäftsführung der GmbH & Co. 
KG. Es ist aber auch eine Fremdorganschaft, also die Bestellung eines Nicht-Gesell-
schafters, zum Geschäftsführer möglich.  

Es muss eine GmbH vorhanden sein oder gegründet werden. Hierfür ist u.a. ein Min-
destkapital von € 25.000,00 erforderlich. Für Gründung und Anmeldung muss ein Notar 
beteiligt werden. 

Der KG-Vertrag kann privatschriftlich abgeschlossen werden. Die KG muss allerdings 
im Handelsregister eingetragen werden. Es muss daher eine Handelsregisteranmel-
dung durch einen Notar erfolgen. 

 
5.8. AG (Aktiengesellschaft), SE (Europäische Gesellschaft) 

Eine Aktiengesellschaft sowie eine Europäische Gesellschaft eignen sich regelmäßig 
nicht für ein Start-Up-Unternehmen.  Die Form einer AG oder der SE wird regelmäßig 
von größeren Unternehmen gewählt.  
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6. Auswahlkriterien 

Welche Gesellschaftsform für Ihr Unternehmen passt, hängt von unterschiedlichen Kri-
terien ab: 

 
 
6.1. Kapital und Gründungskosten 
Wie oben ausgeführt, ist für ein Einzelunternehmen und eine GbR kein Kapital erforder-
lich, da der Einzelunternehmer mit dem gesamten betrieblichen und privaten Vermö-
gen haftet. Ein Einzelunternehmen und eine GbR müssen zudem nicht in das Handels-
register bzw. Gesellschaftsregister eingetragen werden. Es kann daher sehr schnell und 
ohne großen Aufwand mit der Tätigkeit begonnen werden. Allerdings besteht auch 
keine Haftungsbegrenzung. 

Auch eine OHG benötigt kein Kapital. Allerdings muss sie in das Handelsregister einge-
tragen werden. 

Bei Gründung einer UG, GmbH oder AG ist zunächst ein notarieller Akt, sowie eine Ein-
tragung im Handelsregister erforderlich, um eine vollständige Haftungsbeschränkung 
zu erreichen. Zudem braucht es bei der GmbH und der AG ein Mindestkapital. Zudem 
entstehen neben dem ggf. einzuzahlenden Mindestkapital Kosten für Notar und Han-
delsregister. Diese sind im Vorfeld der Gründung einzuplanen. 

 
 
6.2. Haftung 
Sofern Ihre Risikoeinschätzung ergeben hat, dass Sie sich in einem haftungsträchtigen 
Geschäftsfeld bewegen, ist eine Kapitalgesellschaft, also eine GmbH, UG oder AG, 
oder eine Personengesellschaft in Form einer GmbH & Co. KG vorzuziehen. Allerdings 
wird man hierbei immer auch im Blick haben müssen, dass bestimmte Vertragspartner, 
insbesondere Banken, bei begrenzt haftenden Gesellschaften häufig persönliche Si-
cherheiten verlangen. Die Haftungsbeschränkung kann sich insbesondere bei laufen-
den Geschäften oder in Fällen der Schadenersatzhaftung auswirken.  

 
 
6.3. Außenwirkung 
Je nachdem, in welchem geschäftlichen Umfeld Sie sich bewegen, ist die Außenwir-
kung der jeweiligen Gesellschaftsform in Betracht zu ziehen. So attraktiv die Möglich-
keit der Haftungsbeschränkung bei einer Stammeinlage von lediglich einem Euro auf 
den ersten Blick klingen mag, wie sie bei der UG möglich ist, wirkt die Rechtsform „UG“ 
auf viele Geschäftspartner eher abschreckend und vermittelt den Eindruck der Unter-
kapitalisierung, obwohl diese vielleicht sogar recht umsatz- und gewinnstark ist.  
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Auf der anderen Seite kann es relativ umsatzschwache Einmannbetriebe geben, die trotz 
hoher Kosten und eines hohen Verwaltungsaufwands als Aktiengesellschaft gegründet 
wurden, um nach außen eine prominente Marktstellung vorzuspiegeln.  

Man wird daher jeweils in Betracht ziehen müssen, wie wichtig, einem Kunden, einem 
Lieferanten, einer Bank oder einem Investor eine bestimmte Rechtsform ist. 

 
 
6.4. Steuerliche Belastung 
Die Besteuerung einer Kapitalgesellschaft, wie der GmbH, der UG oder der AG unter-
scheidet sich ganz grundlegend von der Besteuerung einer Personengesellschaft, wie 
der KG, der OHG, der GbR oder auch der GmbH & Co. KG. 

Eine Kapitalgesellschaft ist selbst ein Steuersubjekt. Auf der Ebene der Kapitalgesell-
schaft fällt Körperschaftssteuer an. Zudem fällt bei der Ausschüttung an einen Gesell-
schafter, der natürliche Person ist, Einkommensteuer an.  

Eine Personengesellschaft wie die KG, GmbH & Co. KG, OHG oder GbR ist nicht selbst 
Steuersubjekt. Sie ist sozusagen durchsichtig. Zwar wird auf der Ebene der Personenge-
sellschaft der Gewinn festgestellt. Versteuert wird dieser Gewinn allerdings bei den ein-
zelnen Gesellschaftern und im Wege der Einkommensteuer, wenn die Gesellschafter 
natürliche Personen sind. 

Zwar war der Gesetzgeber in den letzten Jahren bemüht, die Unterschiede in der Be-
steuerung der Kapitalgesellschaften und der Personengesellschaften zu verringern.   
Dennoch bleiben natürlich Unterschiede.  

Diese Unterschiede an dieser Stelle im Einzelnen zu beleuchten, würde zu weit führen. 
Hier ist die Einholung von steuerlichem Rat sinnvoll und erforderlich. Welche Unterneh-
mensform in steuerlicher Hinsicht für Sie am besten passt, müssten Sie mit Ihrem jewei-
ligen Steuerberater besprechen.  

 

6.5. Publizität 
Ein weiterer Punkt bei der Wahl der Rechtsform ist die Frage der Publizität. Das betrifft 
zum einen die Jahresabschlüsse und zum anderen die im Handelsregister zu veröffent-
lichenden Unterlagen. 

Zur Offenlegung der Jahresabschlüsse sind die Kapitalgesellschaften, also GmbH, UG 
und AG sowie die begrenzt haftende GmbH & Co. KG verpflichtet. Einzelunternehmen 
sowie Personengesellschaften, bei denen eine natürliche Person persönlich haftet, 
müssen grundsätzlich ihren Jahresabschluss nicht offenlegen, es sei denn es handelt 
sich um so große Unternehmen, dass sie unter das Publizitätsgesetz fallen. 
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Bei der Veröffentlichung von Unterlagen Im Handelsregister, das für jedermann über 
das Internet frei zugänglich ist, gibt es ebenfalls Unterschiede zwischen Kapitalgesell-
schaften und Personengesellschaften. Die grundlegenden Dinge wie Firma, Sitz, Ad-
resse und vertretungsberechtigte Personen sind immer im Handelsregister anzugeben. 
Auch die jeweils beteiligten Gesellschafter findet man im Handelsregister, wenn auch 
bei den Kapitalgesellschaften und den Personengesellschaften an anderen Stellen. 
Anders ist dies z.B. beim Gesellschaftsvertrag. Der Gesellschafsvertrag einer Kapitalge-
sellschaft, wie GmbH, UG oder AG wird im Handelsregister veröffentlicht und ist für je-
dermann abrufbar, nicht so bei einer Personengesellschaft.  
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III. Gründung einer GmbH 

 
Da es sich bei der GmbH um die meist nachgefragte Gesellschaftsform in unserer 
Gründungspraxis handelt, wird im Folgenden auf die wesentlichen Punkte zur GmbH-
Gründung vertieft eingegangen. 

 
 

1. Einführung 

 
Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) ist nach deutschem Recht eine 
juristische Person des Privatrechts. Im Gegensatz zu Personengesellschaften steht bei 
der GmbH als Kapitalgesellschaft nicht der Zusammenschluss ihrer Mitglieder, sondern 
das eingebrachte Stammkapital im Vordergrund. 
 
Für Existenzgründer bietet die GmbH eine Vielzahl von Vorteilen: Zum einen minimiert 
sie das persönliche Risiko, da nach außen grundsätzlich nur eine Haftung mit der 
(durch Bar- oder Sacheinlage zu erbringenden) Stammeinlage von derzeit mindestens 
€ 25.000,00 erfolgt, das Privatvermögen der Gesellschafter jedoch unangetastet bleibt. 
Zum anderen bietet sie große Flexibilität und Gestaltungsspielraum, da der Großteil der 
Normen des GmbH-Gesetzes (GmbHG) nicht zwingend ist, d.h. abgeändert werden 
kann. Durch einen durchdachten Gesellschaftsvertrag kann so den individuellen Be-
dürfnissen der Gesellschaft Rechnung getragen werden. 
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2. Abschluss eines Gesellschaftsvertrags/Satzung 

Das Herzstück einer jeden Gesellschaft ist die sogenannte Satzung, auch Gesell-
schaftsvertrag, Gründungsvertrag, Statuten oder Englisch „AoA“ (Articles of Associa-
tion) der Gesellschaft genannt. 

Zwar existiert nach § 2 Abs. 1a GmbHG ein Musterprotokoll, sofern die GmbH aus 
höchstens drei Gesellschaftern und einem Geschäftsführer besteht, allerdings emp-
fiehlt sich die Verwendung des Musterprotokolls für die GmbH in der Praxis nicht. Die 
Vorschriften der Mustersatzung sind nicht veränderbar, sondern müssen starr übernom-
men werden, obwohl sie lediglich für einen Bruchteil der zu gründenden Gesellschaf-
ten passend sind. Nachteil der gesetzlichen Mustersatzung im vereinfachten Verfahren 
ist insbesondere, dass der Kreis der Gesellschafter nicht kontrollierbar ist, da die Ge-
schäftsanteile frei an Dritte abgetreten und veräußert werden dürfen. Eine allgemein-
gültige Vorlage kann es aufgrund der Vielfalt der Erscheinungsformen von Gesellschaf-
ten im Wirtschaftsleben nicht geben, das GmbHG gibt lediglich punktuell ver-
pflichtende Eckpunkte vor. Vielmehr gilt es, die Satzung so präzise wie möglich auf die 
eigenen Bedürfnisse zuzuschneiden. Spätestens bei Auftreten erster Konflikte zwischen 
den Gesellschaftern zahlt sich eine gründlich durchdachte Satzung aus und führt zur 
Vermeidung langwieriger und kostspieliger Rechtsstreitigkeiten. 

Im Ergebnis ist es daher dringend zu empfehlen, eine individuelle Satzung gemeinsam 
mit einem Rechtsanwalt und ggf. mit Unterstützung eines Steuerberaters auszuarbei-
ten. Der Aufwand wird sich regelmäßig lohnen. 

 

3. Bestellung eines Geschäftsführers und Vertretung 

3.1. Gesetzliche Vertretung durch die Geschäftsführer 

Der oder die Geschäftsführer sind gesetzliche Vertretungsorgane der GmbH (sog. ge-
setzliche Vertretung). Der Geschäftsführer führt die Geschäfte der Gesellschaft und 
vertritt diese nach außen. Ohne Geschäftsführer ist die Gesellschaft grundsätzlich nicht 
handlungsfähig.  

Neben der gesetzlichen Vertretung gibt es sie sog. rechtsgeschäftliche Vertretung. 
Grundlage der rechtsgeschäftlichen Vertretung ist die Erteilung einer Vollmacht. Eine 
Sonderform der rechtsgeschäftlichen Vertretung ist die Prokura. Die Gesellschaft kann 
also nicht nur durch einen Geschäftsführer handeln, sondern auch durch Mitarbeiter 
aufgrund einer erteilten Vollmacht. 
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3.2.  Mehrere Geschäftsführer (Vertretung) 

Werden mehrere Personen zu Geschäftsführern bestellt, gibt es verschiedene Möglich-
keiten der gesetzlichen Vertretung.  

Am häufigsten findet man bei mehreren Geschäftsführern eine sog. unechte Gesamt-
vertretung; das ist eine Vertretung der Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer oder 
durch einen Geschäftsführer mit einem Prokuristen. Möglich ist auch nur eine Gesamt-
vertretung durch zwei Gesellschafter vorzusehen (echte Gesamtvertretung). Zudem 
sind auch verschiedene Kombinationen denkbar. Hier gibt es für die Gesellschafter 
einen relativ großen Handlungsspielraum. 

Darüber hinaus kann die Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer nicht nach außen be-
schränkt werden. Das bedeutet, dass Geschäfte, die die Geschäftsführer für die Ge-
sellschaft mit Dritten abschließen, grundsätzlich wirksam sind, wenn die Vertretungsre-
geln eingehalten sind und nicht ausnahmsweise ein Sonderfall vorliegt.  

Das bedeutet, das Handeln eines Geschäftsführers ist grundsätzlich auch dann wirk-
sam, wenn der Geschäftsführer ggf. bestehende interne Beschränkungen, z.B. durch 
einen Gesellschafterbeschluss der Gesellschafterversammlung, überschreitet.  

Bei einer schuldhaften, also fahrlässigen oder vorsätzlichen Überschreitung der inter-
nen Beschränkungen haftet der Geschäftsführer regelmäßig. Zudem kann ein solches 
Verhalten natürlich zur Abberufung des Geschäftsführers und je nach Einzelfall ggf. zur 
außerordentlichen Kündigung des Geschäftsführeranstellungsvertrages führen. 

3.3. Mehrere Geschäftsführer (Trennung der Geschäftsführungsbereiche) 

Häufig werden bei einer GmbH mit mehreren Geschäftsführern die Tätigkeitsbereiche 
getrennt. Oft ist ein Geschäftsführer für den technischen Bereich zuständig, während 
der andere den kaufmännischen Bereich betreut.  

Aber Achtung!  

Für die Geschäftsführer gilt das Prinzip der Gesamtverantwortung. Das heißt, z.B. dass 
auch der Geschäftsführer, der nur den technischen Bereich betreut, auch für den kauf-
männischen Bereich verantwortlich ist und umgekehrt. So kann z.B. auch ein Ge-
schäftsführer, der nur den technischen Bereich betreut, je nach Sachverhalt ggf. per-
sönlich für Steuern haften oder sich der Insolvenzverschleppung strafbar machen. Ein 
Geschäftsführer, der nach der internen Verteilung nur den technischen Bereich be-
treut, kann sich daher nicht darauf zurückziehen, dass er für den kaufmännischen Be-
reich nicht zuständig ist. 
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3.4. Wer kann nun Geschäftsführer sein? 

In einer GmbH können nicht nur Gesellschafter Geschäftsführer sein, sondern auch 
sonstige Dritte (sog. Fremdorganschaftsprinzip).  

Geschäftsführer kann nur eine natürliche, unbeschränkt geschäftsfähige Person sein. 
Minderjährige können daher nicht Geschäftsführer werden. 

Der Geschäftsführer muss nicht deutscher Staatsangehöriger sein und er muss auch 
keinen Wohnsitz in Deutschland haben. Ein Geschäftsführer kann also auch vom Aus-
land aus tätig werden, wobei die Einzelheiten hierbei noch umstritten sind. Wenn der 
einzige Geschäftsführer oder ggf. sämtliche Geschäftsführer im Ausland sitzen, wird der 
Verwaltungssitz der GmbH regelmäßig im Ausland liegen. Das kann dann zu Schwierig-
keiten führen, wenn der Staat, in dem sich der Verwaltungssitz befindet die GmbH nicht 
anerkennt; dann droht ggf. eine persönliche Haftung der Gesellschafter. Die geschilder-
ten Situationen müssen daher im Einzelnen betrachtet werden. 

3.5. Qualifikation des Geschäftsführers 

Grundsätzlich muss der Geschäftsführer nach den gesetzlichen Regelungen im GmbH-
Gesetz keine besonderen Qualifikationen haben. Er muss allerdings in der Lage sein, 
seine Pflichten als Geschäftsführer zu erfüllen. Andernfalls droht ihm eine persönliche 
Haftung gegenüber der GmbH oder gar eine Strafbarkeit. Er muss daher seine Pflich-
ten als Geschäftsführer kennen und diese beachten.  

Diese Pflichten können sich z.B. aus dem GmbH-Gesetz oder auch weiteren Gesetzen, 
wie z.B. der Insolvenzordnung ergeben. Es kann daher z.B. notwendig sein, dass er ge-
wisse Kenntnisse im Bereich des Gesellschaftsrechts, des Bilanzrechts, des Steuerrechts, 
des Insolvenzrechts und ggf. des Arbeitsrechts hat. So muss er z.B. erkennen können, 
wann die GmbH überschuldet oder zahlungsunfähig ist, da dies zu einer Insolvenzan-
tragspflicht führt.  Der Geschäftsführer wird daher die Voraussetzungen dafür kennen 
müssen. 

3.6. Beschränkungen im GmbH-Gesetz 

Nach dem GmbH-Gesetz können bestimmte Personen nicht Geschäftsführer sein. Bei-
spielhaft wollen wir auf folgendes hinweisen: 

Personen, die aufgrund eines gerichtlichen Urteils oder einer vollziehbaren Entschei-
dung einer Verwaltungsbehörde für den Unternehmensgegenstand einem Verbot der 
Berufsausübung oder der Ausübung eines Gewerbes unterliegen. können nicht Ge-
schäftsführer sein. 

Ebenso betreute Personen. 
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Personen, die in den letzten 5 Jahren seit der Rechtskraft des Urteils wegen vorsätzlicher 
Insolvenzverschleppung, wegen bestimmter Insolvenzstraftaten, wegen bestimmter 
falscher Angaben nach dem GmbHG verurteilt wurden (ohne dass es auf die Höhe 
der Strafe ankommt) oder wegen bestimmter Straftaten (Betrug, Computerbetrug, 
Subventionsbetrug, Kapitalanlagebetrug, Kreditbetrug, Sportwettbetrug und be-
stimmte damit zusammenhängende Straftaten, Untreue, Nichtabführung von Sozial-
versicherungsbeiträgen) zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt 
worden sind, können ebenfalls nicht Geschäftsführer sein. 

3.7. Weitere Beschränkungen aus anderen gesetzlichen Regelungen 

Darüber hinaus gibt es gewisse gesetzliche Beschränkungen außerhalb des GmbH-
Gesetzes. Beispielhaft und ohne Anspruch auf Vollständigkeit wollen wir die folgenden 
Beschränkungen nennen. 

Beschränkungen und Ausnahmen können sich ergeben, sofern der Betrieb des Ge-
werbes an besondere Erlaubnis- oder Genehmigungstatbestände geknüpft ist, z.B. bei 
Transport- oder Personenbeförderungsunternehmen.  

Für Handwerksbetriebe stellt sich die Frage, ob für diesen Handwerksberuf die Meister-
pflicht gilt. Dies kann je nach Einzelfall dazu führen, dass entweder der Geschäftsführer 
selbst oder ein angestellter Betriebsleiter über den Meisterbrief oder eine gleichge-
stellte Qualifikation verfügen muss. 

3.8. Bestellung oder Abberufung von Geschäftsführern 

Die Bestellung von Geschäftsführern kann in unterschiedlicher Weise erfolgen. 

- Bei der Gründung einer GmbH wird gleichzeitig ein Geschäftsführer bestellt. 

- Eine Bestellung oder Abberufung kann auch durch die Gesellschafterversammlung 
oder, soweit zugelassen, durch Beschluss sämtlicher Gesellschafter erfolgen. 

- Eine Bestellung von Geschäftsführern kann auch unmittelbar in der Satzung erfol-
gen. Das ist eher selten der Fall, kommt insbesondere dann vor, wenn die Abberu-
fung des bestellten Geschäftsführers durch bestimmte Satzungsregelung einge-
schränkt oder ausgeschlossen wird.  

Die Bestellung oder Abberufung muss in das Handelsregister eingetragen werden. Al-
lerdings ist die Eintragung nicht konstitutiv. Das heißt die Bestellung oder Abberufung 
gilt auch schon vor der Eintragung im Handelsregister. Allerdings gibt es einen Gut-
glaubensschutz, solange die Eintragung nicht erfolgt ist. 

Üblicherweise ist die Abberufung des Geschäftsführers ohne wichtigen Grund möglich. 



„Start-Ups in Deutschland“ 
Ein Leitfaden für Gründer 

© 2025 | Seite 23 

 

 

3.9. Aufgaben des Geschäftsführers  

Die grundlegende Aufgabe des Geschäftsführers besteht darin, die Maßnahmen zu 
ergreifen und die Geschäfte abzuschließen, die zur Erreichung des Gesellschafts-
zwecks erforderlich oder sinnvoll sind, soweit diese nicht nach dem Gesetz oder dem 
Gesellschaftsvertrag der Gesellschafterversammlung vorbehalten sind.  

Beispielhaft seien die folgenden Aufgaben genannt: 

Der Geschäftsführer hat die Geschäfte der Gesellschaft zu leiten und die Gesellschaft 
nach außen zu vertreten. Er hat die hierfür erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen und 
Geschäfte abzuschließen. 

Die Befugnisse des Geschäftsführers im Bereich der Geschäftsführung können im Rah-
men der Satzung oder durch Gesellschafterbeschluss geregelt werden. Der Geschäfts-
führer ist – von seltenen Ausnahmen abgesehen – verpflichtet, den Weisungen in Ge-
sellschafterbeschlüssen Folge zu leisten und diese umzusetzen. 

Der Geschäftsführer muss für eine ordnungsgemäße Buchführung und die rechtzeitige 
Erstellung der Jahresabschlüsse sorgen. 

Er muss Steuern und Sozialabgaben abführen. 

Er muss die wirtschaftliche Entwicklung der Gesellschaft im Auge behalten. Er ist ver-
pflichtet, zu prüfen oder bei entsprechendem Anlass prüfen zu lassen, ob die Gesell-
schaft überschuldet oder zahlungsunfähig und damit insolvenzantragspflichtig ist. In 
diesem Fall muss er unverzüglich Insolvenzantrag stellen. 

Zu den Aufgaben des Geschäftsführers gehören ferner die Einberufung und die Teil-
nahme an der Gesellschafterversammlung. 

Aufgrund seiner Treuepflicht gegenüber der Gesellschaft ist der Geschäftsführer ver-
pflichtet, seine Organstellung nicht zu eigennützigen Zwecken zum Nachteil der Ge-
sellschaft auszunutzen. Hieraus resultiert ein Wettbewerbsverbot, das es dem Ge-
schäftsführer während seiner Amtszeit untersagt, persönlich oder durch ein anderes Un-
ternehmen mit der Gesellschaft in Wettbewerb zu treten. Allerdings empfiehlt es sich 
dringend, das Wettbewerbsverbot im Geschäftsführeranstellungsvertrag ausdrücklich 
und konkret zu regeln. 
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4. Geschäftsführer-Anstellungsvertrag 

Aus rechtlicher Sicht ist zwischen der Stellung des Geschäftsführers als Organ der Ge-
sellschaft und dem Geschäftsführeranstellungsvertrag zu trennen.  

Der Abschluss eines Geschäftsführeranstellungsvertrages ist keine Voraussetzung für 
die Bestellung als Geschäftsführer. Üblicherweise und sinnvollerweise erfolgt allerdings 
der Abschluss eines Geschäftsführeranstellungsvertrages. Bei einem Gesellschafter-
Geschäftsführer, also einem Geschäftsführer, der gleichzeitig Gesellschafter ist, ist der 
Abschluss eines Geschäftsanstellungsvertrag vor Beginn der Tätigkeit für die Gesell-
schaft erforderlich. Andernfalls werden die Ausgaben für den Geschäftsführer nicht als 
Betriebsausgaben berücksichtigt und senken damit nicht die Steuerlast.  

Der Geschäftsführer-Anstellungsvertrag regelt die vertraglichen Beziehungen des Ge-
schäftsführers zur Gesellschaft.  

Bei einem Geschäftsführer-Anstellungsvertrag handelt es sich regelmäßig um einen 
Dienstvertrag. Die Gestaltung des Geschäftsführer-Anstellungsvertrages ist hierbei 
nicht streng vorgegeben.  

Der Geschäftsführeranstellungsvertrag sollte schriftlich und vor Beginn des Dienstver-
hältnisses abgeschlossen werden. Bei einem Gesellschafter-Geschäftsführer, also ei-
nem Geschäftsführer, der zugleich Gesellschafter ist, ist dies zwingend erforderlich, da-
mit die Zahlungen an den Geschäftsführer steuerlich als Betriebsausgabe berücksich-
tigt werden. Zudem ist darauf zu achten, dass die Vergütung dem „Üblichen“ ent-
spricht, da bei einem Gesellschafter-Geschäftsführer ansonsten eine verdeckte Ge-
winnausschüttung vorliegt.   

Der Geschäftsführer-Anstellungsvertrag ist in Deutsch abzufassen. Diese Notwendigkeit 
ergibt sich bereits aus steuerlichen Gründen, da die Amtssprache deutsch ist. Entspre-
chendes gilt für ein mögliches Gerichtsverfahren. Ggf. kann eine Synopse mit Deutsch 
und einer im Unternehmen üblichen Sprache gemacht werden.  
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5. Aufbringung des Stammkapitals und  

Kontoeröffnung 

 
Die Höhe des Stammkapitals der Gesellschaft wird im Gesellschaftsvertrag festgelegt.  

Es ist in Stammeinlagen der einzelnen Gesellschafter zerlegt. Diese betragen regelmä-
ßig € 1,00. Die einzelnen Gesellschafter sind jeweils in Höhe der Stammeinlage an der 
Gesellschaft beteiligt.  

Die Mindesthöhe des Stammkapitals beträgt nach § 5 GmbHG € 25.000,00. Die Anmel-
dung der GmbH zum Handelsregister kann erst durchgeführt werden, wenn von jedem 
Gesellschafter mindestens 25 % auf die von ihm gezeichnete Kapitaleinlage auf das 
Konto der Vor-GmbH eingezahlt ist und der Gesamtbetrag aller Einlagen mindestens 
€ 12.500,00 beträgt (§ 7 Abs. 2 GmbHG).  

Es genügt also die hälftige Einzahlung des Stammkapitals, die weitere Hälfte kann je-
doch je nach Satzungsgestaltung von der Geschäftsführung jederzeit angefordert 
werden. Zudem haften die Gesellschafter auf die vollständige Einzahlung des Stamm-
kapitals. Insbesondere im Fall einer Insolvenz wird der noch ausstehende Betrag vom 
Insolvenzverwalter eingefordert werden. Zudem ist zu berücksichtigen, dass bei einer 
nicht vollständigen Einzahlung der Gesellschaft nicht das gesamte Stammkapital für 
ihre Geschäfte zur Verfügung steht. 

Die Stammeinlage eines Gesellschafters ist entweder als Bareinlage oder als Sachein-
lage der GmbH zur freien Verfügung zu stellen. Bei einer Sacheinlage muss ein Wert-
gutachten der Sacheinlage erfolgen. Regelmäßig wird sich aufgrund des Aufwands 
bei einer Sachgründung eher eine Bargründung anbieten. 

Die GmbH kann das Stammkapital nach Eintragung im Handelsregister vollständig für 
Betriebszwecke, etwa den Erwerb von Betriebs- und Geschäftsausstattung, einsetzen. 
Allerdings darf das zur Erhaltung des Stammkapitals erforderliche Vermögen nicht an 
den Gesellschafter zurückgezahlt werden. Das ist der Fall, wenn das Stammkapital nicht 
mehr durch das vorhandene Vermögen gedeckt ist.  

Bei Verlust von 50 % des Stammkapitals ist unverzüglich eine Gesellschafterversamm-
lung einzuberufen (§ 49 Abs. 3 GmbHG). Ist das Stammkapital vollständig aufgezehrt 
und übersteigen die Verbindlichkeiten der Gesellschaft das Vermögen der Gesell-
schaft, ist im Einzelnen zu prüfen, ob eine Überschuldung gegeben ist. Hierbei spielt 
insbesondere eine Rolle, ob eine positive Fortführungsprognose besteht. In dem ge-
nannten Fall ist eine weitere Beratung zwingend erforderlich. 
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Für Kapitalgesellschaften ist ein Bankkonto der Gesellschaft zu führen. Dabei muss es 
sich nicht zwingend um ein Konto bei einem deutschen Kreditinstitut handeln, es genügt 
ein Konto bei einem in der Europäischen Union zugelassenen Finanzinstituts oder Zah-
lungsdienstleister. Die Verwendung eines Privatkontos eines Gesellschafters für die Ge-
sellschaft ist nicht gestattet.  

Das Konto kann und muss zur Einzahlung der Einlage bereits im Gründungsstadium er-
öffnet werden. Solange die Gesellschaft noch nicht im Handelsregister eingetragen ist, 
besteht jedoch noch keine Möglichkeit, über das Konto zu verfügen. Nach Eintragung 
im Handelsregister wird das Konto von der Bank freigegeben, sofern Handelsregister-
auszug und Steuernummer der Gesellschaft vorliegen. 

Wir empfehlen, sich beim Notartermin die Gründungsurkunde in ausgedruckter Form 
direkt mitgeben zu lassen und direkt im Anschluss einen Banktermin zur Kontoeröffnung 
zu vereinbaren. 
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6. Notarielle Beurkundung, Anmeldung und Eintra-

gung in das Handelsregister 

 
Die Gründung der GmbH erfolgt durch die Errichtung einer notariellen Gründungsur-
kunde. Die Gründung der GmbH muss daher notariell beurkundet werden.  

In der Gründungsurkunde wird Folgendes festgelegt: 

- die Gründungsgesellschafter,  

- die Höhe des Stammkapitals,  

- die Aufteilung des Stammkapitals,  

- das erste Geschäftsjahr (meist ein Rumpfgeschäftsjahr), 

- der/ die Geschäftsführer und  

- die Geschäftsanschrift. 

Der Gründungsurkunde wird die Satzung der neuen GmbH beigefügt.  Ferner erstellt der 
Notar eine Gesellschafterliste.  

Mit der Gründung entsteht die sog. Vor-GmbH. 

Anschließend ist unter der Vorlage der Gründungsurkunde ein Konto der Vor-GmbH zu 
eröffnen und der festgelegte Betrag einzuzahlen.  

Nach dem Nachweis gegenüber dem Notar, dass die Einzahlung auf das Gesellschafts-
konto erfolgt ist, meldet der Notar die GmbH beim zuständigen Amtsgericht – Regis-
tergericht – zum Handelsregister an.  

Nach Prüfung der Anmeldung bestätigt das Amtsgericht schließlich schriftlich die 
Eintragung der GmbH.  

Die GmbH wird durch die Eintragung rechtsfähig. Ab der Eintragung greift nach 
§ 13 Abs. 2 GmbHG auch die Haftungsbeschränkung. Ein Handeln vor der Eintragung 
kann insbesondere bei einem Scheitern der Eintragung zu einer persönlichen Haftung 
des Handelnden führen. Zudem kann es ggf. zu einer Haftung der Gesellschafter (Vorbe-
lastungshaftung) kommen. Regelmäßig sollte daher die Eintragung der GmbH abge-
wartet werden.
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7. Exkurs: Die GmbH & Co. KG 

Die GmbH & Co. KG ist eine Mischform zwischen der KG und der GmbH.  

Bei der GmbH & Co. KG ist die GmbH Komplementärin und die übrigen Gesellschafter 
Kommanditisten. Die GmbH hat üblicherweise keine vermögensmäßige Beteiligung. 
Das Unternehmen befindet sich in der KG. Regelmäßig werden die Anteilsverhältnisse 
in der KG in der Komplementär-GmbH gespiegelt. Die Geschäftsführer werden in der 
GmbH bestellt.  Dadurch, dass die GmbH Komplementärin ist und die Kommanditisten 
nur beschränkt auf die Einlage haftet, die regelmäßig voll erbracht ist, ergibt sich eine 
Haftungsbeschränkung. 

Die GmbH & Co. KG ist insbesondere bei mittelständischen Unternehmen und Fami-
lienunternehmen beliebt. 

Die Besteuerung der GmbH & Co. KG und der GmbH sind unterschiedlich. Die GmbH 
selbst ist Steuersubjekt und unterliegt der Körperschaftssteuer. Die GmbH & Co. KG ist 
kein Steuersubjekt. Der Gewinn der KG wird in einer einheitlichen und gesonderten 
Feststellung festgelegt und auf die Gesellschafter verteilt. Die Gewinne der KG werden 
den Gesellschaftern jeweils zugerechnet und unterliegen der Einkommensbesteue-
rung der Gesellschafter. 

Der Gesellschaftsvertrag der KG muss nicht im Handelsregister veröffentlicht werden. 
Die Satzung der GmbH wird hingegen zwingend veröffentlicht.  

Eine Satzungsänderung bei der GmbH bedarf der notariellen Beurkundung und wird 
im Handelsregister veröffentlicht. Die GmbH & Co. KG ist in der Handhabung flexibler, 
da eine Änderung des Gesellschaftsvertrages privatschriftlich möglich ist und nicht ver-
öffentlicht wird. 

Die steuerlichen Unterschiede wurden in der Vergangenheit weitgehend nivelliert. Un-
terschiede können sich insbesondere bei der Gewerbesteuer ergeben. Hier bietet die 
GmbH & Co. KG ggf. Vorteile. Eine Verlustverrechnung ist auf der Ebene der Gesell-
schafter wegen der Regelung des § 15a EStG nicht möglich, soweit dadurch beim 
Kommanditisten ein negatives Kapital entsteht oder sich erhöht. 

Der flexibleren Handhabung bei der GmbH & Co. KG steht ein gewisser Mehraufwand 
gegenüber, da zwei Gesellschaften nötig sind. 
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8. Zusammenfassung 

Die Wahl der richtigen Rechtsform ist essentiell für den Betrieb Ihres Unternehmens in 
Deutschland. Hieraus ergeben sich signifikante Unterschiede im Hinblick auf Formalien, 
Haftung und steuerliche Auswirkungen. Aus diesem Grund sollte vor dem Tätigwerden 
am Markt geklärt werden, in welcher Rechtsform gehandelt werden soll. Zudem sollte 
vor dem Tätigwerden das Unternehmen gegründet werden. Bei einer GmbH sollte die 
Eintragung möglichst abgewartet werden. 

 
Haben Sie sich für eine GmbH-Gründung entschieden, erstellen wir mit Ihnen den ge-
eigneten Gesellschaftsvertrag. Dabei legen wir Wert auf präzise und verständliche For-
mulierungen und zeigen Ihnen aufgrund unserer Erfahrung im Gesellschaftsrecht auf, 
an welcher Stelle häufig Streitigkeiten entstehen und wie Sie diesen vertraglich vorbeu-
gen können. Gerne koordinieren wir für Sie die notarielle Beurkundung und überneh-
men die Kommunikation mit Ämtern und Banken. 
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9. Checkliste 

Im Rahmen einer Checkliste sind zur Gründung einer GmbH folgende Punkte regelmäßig in 
der genannten Reihenfolge abzuarbeiten: 

 

1. Mögliche Firmierung festlegen 

     Prüfung der Firmierung im Handelsregister und im Markenregister 

    Abstimmung der Firmierung mit der zuständigen IHK 

 

2. Stammkapital festlegen. Mindestens € 25.000,00. Einzahlung von min-
destens in Höhe von € 12.500,00. Sachgründung möglich, dann aber 
Wertgutachten erforderlich.  

 

3.  Eckpunkte der GmbH festzulegen, nämlich 

      Firma, Unternehmensgegenstand, Gründungsgesellschafter, Höhe 
des Stammkapitals, Aufteilung des Stammkapitals, Geschäftsführer, 
Geschäftsanschrift.  

 

4. Erstellung und interne Abstimmung des Gesellschaftsvertrages  

5. Abstimmung der Eckpunkte und des Gesellschaftsvertrages mit dem         
      Notar 

 

6. Termin beim Notar zur Gründung der GmbH 

   Übergabe der Gründungsunterlagen für Banken, Finanzamt, etc. 

 

7. Eröffnung eines Bankkontos der Gesellschaft, Einzahlung des Stamm-
kapitals 

 

8. Vorlage des Nachweises der Einlage beim Notar  

9. Anmeldung der Gesellschaft beim Handelsregister durch den Notar 
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10. Beantragung der Steuernummer beim Finanzamt  

11. Anmeldung der GmbH beim Gewerbeamt  

12. Bezahlung der Notarkosten und der Gebühren des Handelsregisters 
beim Amtsgericht 

 

13. Bestätigung der Eintragung im Handelsregister durch das Amtsgericht  

14. Erstellung einer Eröffnungsbilanz für das Finanzamt  

15. Erstellung der Geschäftspapiere mit den Mindestinformationen: 
Name, Rechtsform, Sitz, Registergericht, Handelsregisternummer,  
Geschäftsführer mit Vor- und Zunamen 

 

16. Check Onlineauftritt: Impressum, Datenschutzerklärung  
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IV. Gewerbeanmeldung und  

besondere Erlaubnisse 

Sobald Unternehmen am Markt tätig werden, müssen sie beim Gewerbeamt Ihrer zu- 
ständigen Stadt- oder Gemeindeverwaltung ein Gewerbe anmelden. 

 
Von dieser Pflicht nach § 14 GewO ausgenommen sind lediglich Freiberufler, also 
Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Journalisten und diverse andere Berufe. Ob gewer-
berechtlich ein Freier Beruf vorliegt, ist mit dem zuständigen Gewerbeamt zu klären.  

Zudem ist mit dem zuständigen Finanzamt die steuerliche Seite zu klären. Die steuerli-
che Einordnung ist im Zweifel wichtiger, da die freien Berufe nicht der Gewerbesteuer 
unterliegen und somit die Steuerlast niedriger ist. 

Insbesondere in der IT-Branche muss die Abgrenzung für den ganz konkreten Einzelfall 
durchgeführt werden, da insoweit insbesondere im Beratungsbereich ein Freier Beruf 
vorliegen kann oder beim Vertrieb von Sachgütern eine gewerbliche Tätigkeit gege-
ben sein kann. Auch die Software-Entwicklung lässt sich nur im Einzelfall und nur an-
hand der konkreten Umstände beurteilen.  

Für die Gewerbeanmeldung benötigen Sie ein gültiges Ausweisdokument, Handwerker 
müssen zudem ihre Handwerkskarte vorlegen. Falls die Tätigkeit einer GmbH oder UG 
angemeldet wird, ist der Handelsregisterauszug mitzubringen. Im Falle einer genehmi-
gungspflichtigen Tätigkeit, sind die entsprechenden Genehmigungen mitzubringen. 
Exemplarisch sind hier zu nennen die Maklertätigkeit, sowie die Tätigkeit als Baube-
treuer oder Bauträger, die eine Erlaubnis nach § 32c GewO voraussetzen. Sofern ein 
überwachsungswürdiges Gewerbe nach § 38 GewO betrieben werden soll (z.B. An- 
und Verkauf von hochwertigen Konsumgütern, wie etwa Unterhaltungselektronik), hat 
das Gewerbeamt die Zuverlässigkeit zu prüfen; hierfür ist ein polizeiliches Führungs-
zeugnis sowie ein Auszug aus dem Gewerbezentralregister erforderlich. 

Die Kosten für die Gewerbeanmeldung bewegen sich im unteren zweistelligen Be- 
reich, die Anmeldung wird in der Regel sofort durchgeführt, sodass keine Wartezeiten 
entstehen. 
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V. Schutz von Intellectual Property 

Bereits zu Beginn Ihrer unternehmerischen Tätigkeit, sollten Sie als Gründer sich einen 
Überblick über die Bedeutung gewerblicher Schutzrechte für Ihr konkretes Unterneh-
men verschaffen. Zum einen muss darauf geachtet werden, dass Sie selbst keine 
Schutzrechtsverstöße begehen, etwa durch Nutzung markenrechtlich geschützter Be-
griffe oder Werbung mit wettbewerbsrechtlichen Slogans oder durch die Verletzung 
von Patenten oder Gebrauchsmustern. Zum anderen ist zu überlegen, ob Sie eigene 
Schöpfungen schützen lassen sollten, etwa durch Patent- oder Markeneintragungen. 

 

1. Übersicht 

In Deutschland geschützt sind Urheberrechte samt verwandten Schutzrechten, De-
sign, Patent- und Gebrauchsmusterrechte sowie Marken- und Kennzeichenrechte, die 
man teilweise formal erlangen kann, also durch Anmeldung bzw. Registrierung bei ei-
ner Behörde (so z.B. Marke oder Patent), oder welche automatisch entstehen (so z.B. 
das Urheberrecht). 
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G e w e r b l i c h e r R e c h t s s c h u t z und Urheberrecht 

Rechtsgebiet: WETTBEWERBSR MARKENR PATENTR  GEBRAUCHSMR DESIGNRECHT URHEBERR 
Gesetze/VO: UWG, 

HeilmittelwerbeG, 
PreisangabenV 

MarkenG (seit 
01.01.1995, zuvor 
WZG), GMV, MMA, 
MMP 

PatG  
ArbEG 

GebrMG DesignG, Gemein-
schaftsgeschmMVO 

UrhG 

Gegenstand: Unzulässige Ver-
haltensformen im 
Wettbewerb, ins-
besondere unzuläs-
sige Werbung 

Kennzeichnungen, 
insbesondere 
 
- Waren- und 

Dienstleistungs- 
marken; R (+) 

- Unternehmens- 
kennzeichen 
(Firma); R (-) 

- Werktitel (Titel 
von Druck-
schriften, Film-
werken, Ton-
werken, 
Femschsendun- 
gen etc.); R (-) 

Schöpfungen technischer Natur Schöpfungen ästhetischer Natur 

 
Erfindungen: 

 
a) neu 

 
b) auf erfinderischer Tätigkeit 

beruhend 
 

c) gewerblich anwendbar 
 
 

Schutz von Verfahren 
 
 
 

(+) (-) 

zwei- und dreidimensio-
nale Muster und Mo-
delle, d. h. Farb- und 
Formgestaltungen, die 
das geschmackliche 
Empfinden des Betrach-
ters ansprechen 
 
 
 
 
"Neuheit und Eigenart" 

Werke der 
 

- Literatur 
 

- Wissenschaft 
 

- Kunst 
 

- Computerprogramme 

Schutzdauer 
(maximal): 

Modeneuheiten: 
eine Saison 
 
Sklavische Nach-
ahmung bei Hin-
zutreten beson-
derer Unlauter-
keitsmerk- male: 
∞ 

∞ 20 Jahre  10 Jahre mit Registrierung 
bis max. 25 Jahre 

70 Jahre nach dem Tod 
des Urhebers 

R = formelle Registrierung bei Behörde erforderlich oder nicht 
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2. Urheberrecht 

 
Unter der Prämisse, dass ein Großteil der Start-Up Unternehmen aktuell im Zusammen- 
hang mit Software, E-Commerce und Digitalisierung stehen, dürften das Herzstück 
vieler Unternehmen Software, eine App, oder ein Webauftritt sein. Doch wem „gehö-
ren“ diese Rechte? Es besteht häufig die irrige Annahme, dass sämtliche Werke, die 
von einem Gesellschafter oder Geschäftsführer für die Gesellschaft geschaffen oder 
genutzt wurden auch automatisch der Gesellschaft zustehen. 

 
Texte, Bilder und andere Darstellungen können urheberrechtlich geschützt sein. Glei-
ches gilt für Darstellungen wissenschaftlicher oder technischer Art, wie Zeichnungen, 
Skizzen, Tabellen, Pläne und Darstellungen, Fotografien oder Schaubilder, § 2 UrhG. 
Auch die Zusammenstellung von Daten und Werken kann als Sammelwerk bzw. Da-
tenbankwerk urheberrechtlich geschützt sein, § 4 UrhG. Software, bzw. der niederge-
schriebene Sourcecode wird als Sprachwerk eingeordnet und unterliegt daher eben-
falls dem Urheberrechtsschutz. 

 
Das deutsche Urheberrechtsgesetz gibt mit seinem § 2 Abs. 2 vor, dass alle Werke 
geschützt sind, die „persönliche geistige Schöpfungen“ sind. Dabei ist einerseits aner-
kannt, dass Werke eine gewisse sogenannte Schöpfungshöhe erreichen müssen, um 
urheberrechtlichen Schutz zu erlangen. Andererseits darf diese Hürde nicht zu hoch 
gesetzt werden, da nach ständiger Rechtsprechung des BGH auch die sogenannte 
„kleine Münze“ schützenswert sein kann. Dies bedeutet, dass bereits Werken von sehr 
geringer Schöpfungshöhe, z.B. Gebrauchstexten wie Bedienungsanleitungen Urhe-
berrechtsschutz zukommen kann. 

 
Ob die notwendige Schöpfungshöhe erreicht wird, muss im Einzelfall anhand der Ge-
samtumstände beurteilt werden. Pauschale Grenzen (z.B. mindestens 50 Wörter) kön-
nen nicht gezogen werden. 

 
Urheber und damit originärer Inhaber von Rechten an urheberrechtlich geschützten 
Werken ist der Schöpfer. Als Schöpfer kommen nur die natürlichen Personen in Frage, 
die die jeweiligen Werke erarbeitet haben. Haben mehrere Personen zusammen ein 
Werk erschaffen, kommt eine gemeinsame Urheberschaft in Frage. Urheber ist also 
stets eine natürliche Person, nicht jedoch eine juristische Person, wie eine Gesellschaft, 
Körperschaft oder ein Verein. 
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Aus diesem Grund muss zwischen den Gründern von Anfang an Einigkeit bestehen, 
wem Rechte an Ergebnissen gehören, die ein einzelner Gründer erstellt. Ein Unterneh-
men (z.B. eine GmbH oder UG) kann niemals Urheber eines Werkes sein, allenfalls ist 
sie nutzungsberechtigt. Derjenige, der sich auf die Nutzungsbefugnis einzelner Rechte 
beruft, muss im Zweifelsfall nachweisen können, dass ihm Rechte am Werk (also z.B. 
der Software, eines Texts oder eines Website-Designs) zustehen. Verlässt also ein Grün-
der, der z.B. eine Software programmiert hat, die gemeinsame Gesellschaft, gleich ob 
vor oder nach Gründung, ergibt sich das Problem, dass vollkommen unklar ist, ob das 
ursprünglich gemeinsame Start-Up die Software überhaupt weiterhin nutzen darf. 

Selbst, wenn Geld für eine Auftragsarbeit gezahlt worden ist, ist nicht per se klar, dass 
dem Auftraggeber sämtliche und insbesondere ausschließliche Nutzungsrechte zu-
stehen. 

Während bei Angestellten davon ausgegangen wird, dass Rechte an Werken, die im 
Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis geschaffen wurden dem Arbeitgeber zu-
stehen, ist dies bei Freelancern ohne gesonderte Vereinbarung nicht der Fall. Bei Ge-
schäftsführern ist die Inhaberschaft der Rechte je nach Vertragsgestaltung strittig. 

Somit ist zwischen Gründern, oder zwischen Unternehmen und beauftragten Dritten, 
stets ein Vertrag erforderlich, der die Rechteeinräumung an urheberrechtsfähigen 
Werken regelt. 

 

3. Patente 

Als Patente kann man in Deutschland technische Innovationen schützen lassen, also 
neue, technische Erfindungen. Dieser Schutz gilt grundsätzlich für 20 Jahre. In der Regel 
ist die Erlangung patentrechtlichen Schutzes sehr aufwändig sowie kosten- und zeitin-
tensiv. Computerprogramme können neben dem urheberrechtlichen Schutz unter ge-
wissen Voraussetzungen auch patentrechtlichen Schutz genießen. 

 
Im Rahmen patentrechtlicher Verfahren arbeiten wir eng mit einem Patentanwalt zu-
sammen, um sowohl die technische Seite als auch die rechtlichen Fragestellungen 
möglichst breit abzudecken. Insbesondere ist für Patentinhaber wichtig, landesspezifi-
sche Lizenzverträge mit den Lizenznehmern zu schließen, da die rechtlichen Vorgaben 
hinsichtlich der Ausgestaltungsmöglichkeiten und -bedürfnisse, die die einzelnen 
Rechtsordnungen bieten, höchst unterschiedlich ausgestaltet sind. Unsere Anwälte 
sind auf die Erstellung derartiger Verträge in sämtlichen Facetten spezialisiert. 
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4. Gebrauchsmuster 

Alternativ zum Patent können technische Erfindungen als sogenannte Gebrauchsmus-
ter geschützt werden. Dieses Verfahren ist schneller und günstiger als das Patentver-
fahren. Außer der Voraussetzung der technischen Erfindung prüft das Amt im Gegen-
satz zum Patent jedoch keine sonstigen sachlichen Voraussetzungen, sondern nur das 
Vorliegen der Formalien. Dies bedeutet, dass die Frage, ob das Gebrauchsmuster Be-
stand hat, im Streitfall vom Gericht zu überprüfen ist, während bei einem Patent von 
dessen Bestandskraft ausgegangen wird. Das Patent muss in einem gesonderten Ver-
fahren vor dem Deutschen Patent- und Markenamt angegriffen werden. 

 

5. Marken 

Besonders wichtig kann für ein Unternehmen der Schutz der verwendeten oder zu ver-
wendenden Marken sein. Für das Territorium der Bundesrepublik Deutschland kann 
eine Marke als nationale Marke oder als Gemeinschaftsmarke, die für die gesamte 
Europäische Gemeinschaft gilt, geschützt werden. Ob nur eine dieser beiden Marken 
oder beide Alternativen angemeldet werden sollen, ist im Einzelfall abzuwägen. 

 
Ein häufiger Fehler, den Start-Ups im Zusammenhang mit Marken begehen ist, dass auf 
eigene Faust eine Markenanmeldung vorgenommen wird, oft für recht allgemeine Be-
griffe und alle erdenklichen Waren und Dienstleistungen, es könnte ja sein, dass man 
diese in der Zukunft noch benötigt. Was folgt, ist die Zurückweisung durch das Amt, 
und die nutzlose Aufwendung von Gebühren und die Frage, wie mit bereits existieren-
den Marketingunterlagen umgegangen wird. 

 
Zur Anmeldung muss ein Waren- und Dienstleistungsverzeichnis erstellt werden, das ge-
nau angibt, für welchen Bereich die Marke geschützt werden soll. Eine Marke gilt ge-
rade nicht universell, sondern nur für die Waren und Dienstleistungen, die unter ihr be-
nutzt werden. So kann die Marke eines Getränkeherstellers – sofern sie nicht so allge-
mein bekannt ist wie Coca-Cola – gegebenenfalls durch einen Dritten für Autoreifen 
angemeldet werden, wenn hierdurch keine Verwechslungsgefahr besteht. 

 
Bei Anmeldung wird eine Prüfung durchgeführt, ob die einzutragende Marke die 
Hürde der Schutzfähigkeit überschreitet. Hintergrund ist, dass Allgemeinbegriffe freige-
halten werden müssen und nicht von einer Person oder einem Unternehmen geschützt 
werden können, z.B. für allgemeine Gattungsbegriffe wie „Brot“, „Pflanzen“, „Möbel“ 
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in Bezug auf das jeweilige Produkt. Hier hilft auch nicht die Aneinanderreihung von 
zwei recht allgemein gehaltenen Wörtern oder die bloße Übersetzung ins Englische. 
Wird eine sehr allgemeine Marke z.B. „Cosmetic Creams“ für Kosmetik, oder „Fruit 
Friends“ für den Vertrieb von Obst angemeldet, wird die Anmeldung zurückgewiesen, 
die Anmeldegebühr wird dennoch fällig. 

 
Unsere Kanzlei begleitet Ihr Unternehmen in Bezug auf sämtliche rechtliche Aspekte, 
von der Markenanmeldung samt Widerspruchsverfahren bis hin zur Verteidigung Ihrer 
Marke gegen Anmelder ähnlicher Drittmarken, Verwender ähnlicher Kennzeichen 
oder auch falls Ihre Marke aktiv angegriffen wird. Unsere Vertretung im formellen Ver-
fahren erstreckt sich von den ordentlichen Gerichten bis hin zu den Markenämtern 
sowie außergerichtlich oder außerbehördlich gegenüber Dritten. 

 
Des Weiteren besteht in Deutschland unabhängig von einer Markenanmeldung ein 
Schutz für Unternehmenskennzeichen, sprich dem Namen des Unternehmens im wei-
testen Sinne. 

 
Aufgrund des Schutzes von Unternehmenskennzeichen werden wir oftmals gefragt, 
weshalb es überhaupt sinnvoll ist eine Marke anzumelden. Zum einen fungiert die 
Marke als Gütesiegel und kann den Wert eines Unternehmens beträchtlich steigern 
(denken Sie an Coca-Cola!), zum anderen handelt es sich beim Markenrecht um ein 
formelles Registerrecht, sodass im Gegenzug zum bloßen Unternehmenskennzeichen 
keine Nachweisprobleme entstehen. Zudem wirkt das Unternehmenskennzeichen je 
nach Ausdehnung des Geschäftsgebiets vielfach nur regional, während mit der Marke 
deutschlandweiter bzw. europaweiter Schutz erlangt werden kann. 

 

6. Gemeinschaftsgeschmackmuster und Design 

Zusätzlich gibt es die Möglichkeit, ein nationales Design einzutragen. Geschützt wird 
dadurch die zwei- oder dreidimensionale Erscheinungsform eines ganzen Erzeugnisses 
oder eines Teils. Beispiel für eine schutzfähige Erscheinungsform ist die klassische Colaf-
lasche, da allein ihr Anblick den Betrachter auf die Marke Coca-Cola schließen lässt. 
Auch das Design ist ein ungeprüftes Recht, sodass dessen Bestand erst im gerichtlichen 
Verfahren geklärt wird, da das Deutsche Patent- und Markenamt nur die Formalien 
der Anmeldung überprüft. 
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Alternativ kann ein Gemeinschaftsgeschmacksmuster für zwei- oder dreidimensionale 
Erscheinungsformen gemeinschaftsweit eingetragen werden. Eine Besonderheit be-
steht jedoch auf Gemeinschaftsebene: Es existiert auch ein nicht eingetragenes Ge-
meinschaftsgeschmacksmuster. Dadurch entsteht Schutz für die genannten Erschei-
nungsformen mit Offenbarung derselben und dauert 3 Jahre an. 

 

 

VI. Vertragsrecht 

Eine häufig gestellte Frage von Mandanten in der Gründungsphase ist die nach erfor-
derlichen Verträgen. Müssen Vereinbarungen schriftlich geregelt werden oder genü-
gen mündliche Abreden? Sind AGB für jedes Unternehmen erforderlich? 

 

1. Formvorschriften für Verträge 

Generell unterliegen die meisten Verträge keinem Formzwang, sie können somit auch 
mündlich abgeschlossen werden. Doch was nützt der beste Vertrag, wenn sein Beste-
hen am Ende nicht nachgewiesen werden kann oder die Parteien über den Inhalt der 
Vereinbarungen streiten? Der konkrete Nachweis der getroffenen mündlichen Verein-
barung wird regelmäßig nicht gelingen.  

Daher gilt: Auch unter guten Geschäftspartnern und Freunden sollten Verträge und 
gemeinsame Vereinbarungen in Schriftform getroffen werden. Und das gilt auch für 
die Änderung dieser Verträge, auch wenn es sich nur um vermeintlich kleinere Ände-
rungen handelt. 

Es kann zudem hilfreich sein, nach gemeinsamen Gesprächen, egal ob persönlich 
oder telefonisch, die Ergebnisse und die getroffenen Vereinbarungen zusammenzu-
fassen und dem Gesprächspartner schriftlich oder per E-Mail zukommen zu lassen. Das 
vermeidet Missverständnisse. Zudem kann in diesem Fall, wenn der Vertragspartner eben-
falls Kaufmann im Sinne des HGB ist, ein sog. kaufmännisches Bestätigungsschreiben vor-
liegen. Ist das der Fall und widerspricht der Vertragspartner dem Bestätigungsschreiben 
oder der Bestätigungs-E-Mail nicht unverzüglich, gilt der Inhalt des Bestätigungsschreibens 
bzw. der Bestätigungs-E-Mail, selbst wenn dieser Inhalt nicht ganz das trifft, was bespro-
chen war. Sofern von bisherigen Vereinbarungen abgewichen wird, sollte die Tatsache 
der bewussten Abweichung von früheren Vereinbarungen ebenfalls im Dokument er-
fasst werden, sodass später keine Streitigkeiten entstehen. 
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2. AGB 

Häufig taucht bei Start-Up-Unternehmen die Frage auf, ob sie AGB brauchen. Teilweise 
wird auch angenommen, dass AGB zwingend notwendig seien. Das ist nicht so. Aller-
dings können AGB je nach Unternehmen und je nach Art und Weise des Abschlusses 
der Verträge hilfreich sein. 

Ob AGB notwendig sind, hängt von dem Tätigkeitsbereich des Start-Up-Unternehmens 
ab und von der eigenen Stärke im Markt sowie der Stärke des Vertragspartners im 
Markt. Ein sehr starker Vertragspartner wird sich eher nicht darauf einlassen, die AGB 
des Start-Up-Unternehmens zu akzeptieren. 

Zudem kommt es auch darauf an, wie und mit wem (Verbraucher oder Unternehmen) 
der Vertrag geschlossen wird. 

Und auch der Inhalt der AGB hängt davon ab, ob die Vertragspartner Unternehmen 
oder Verbraucher sind. Denn der Gestaltungspielraum bei Unternehmen ist sehr viel 
größer als bei Verbrauchern. 

Eine allgemein gültige Antwort, ob AGB nötig sind, wird sich letztlich nicht geben las-
sen.  

Allerdings kann die Verwendung von eigenen AGB vor allem dann sinnvoll sein, wenn 
sie eine Abwehrklausel enthalten, somit die AGB des Vertragspartners zurückgewiesen 
werden. Verwenden bei einem Vertrag, der durch Bestellung und Auftragsbestätigung 
geschlossen wird, beide Vertragspartner jeweils ihre AGB und enthalten beide jeweils 
eine Abwehrklausel, wie dies üblich ist, gelten nur die miteinander übereinstimmenden 
Bestimmungen. 

Zudem können die eigenen AGB vorteilhaft sein, wenn der Besteller keine eigenen 
AGB verwendet und Ihre AGB nicht zurückweist. Dies dürfte häufig bei Online-Bestel-
lungen, z.B. in einem Web-Shop des Start-Up-Unternehmens der Fall sein. Auch hier 
können die eigenen AGB hilfreich sein. 
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3. AGB vom Anwalt oder do it yourself? 

Das Internet ist voll von für jedermann zugänglichen AGB. Warum also das knappe 
Budget für die Erstellung von AGB ausgeben? Der Grund liegt in den folgenden Über-
legungen. 

AGB sollten auf die konkreten Bedürfnisse des Unternehmens zugeschnitten sein. Schon 
deswegen funktioniert es im Regelfall nicht, irgendwelche AGB aus dem Internet zu 
nehmen und zu verwenden.    

Zudem ist die Erstellung von AGB aufgrund der gesetzlichen Regelungen und der be-
stehenden Rechtsprechung eine durchaus diffizile juristische Angelegenheit. Ein Laie 
wird kaum überblicken können, ob die Regelungen, die er ggf. verwenden will, tat-
sächlich wirksam sind. Und allein die Verwendung dieser Regelungen in AGB von an-
deren Unternehmen bietet keinesfalls eine Garantie, dass diese Regelungen wirksam 
sind. 

Ist die Regelung allerdings nach dem AGB-Recht unwirksam, gilt das Gesetzesrecht. 
Die Regelungen werden somit nicht so ausgelegt, dass sie gerade noch zulässig ist.  

Es ist daher der jeweilige Einzelfall zu betrachten. Es erscheint allerdings grundsätzlich 
eher sinnvoll, eigene AGB zu haben. 

Auch hier gilt: Wir kennen die Situation von Gründern und bieten transparente Pau- 
schalen an. 

 

4. AV-Vertrag (Auftragsverarbeitungsvertrag) 

Auftragsverarbeitungsverträge (AV-Verträge) benötigt Ihr Unternehmen dann, wenn 
sich Ihr Unternehmen dritter Dienstleister bedient, die mit personenbezogenen Daten 
des Unternehmens in Berührung kommen. Im AV-Vertrag wird geregelt, dass der 
Dienstleister (Auftragsverarbeiter) die Daten nur auf Weisung des Auftraggebers ver-
arbeiten darf, hierbei bestimmte Sicherheitsstandards zu erfüllen hat und die Daten 
keinesfalls zu eigenen Zwecken nutzen darf.  

Als Auftragsverarbeiter gelten z.B. IT- Dienstleister, reine Buchhaltungsunternehmen 
(ohne Steuerberatung), Cloud-Dienstleister oder Call-Center. Keine Auftragsverarbei-
ter sind u.a. Steuerberater, auch wenn ihnen die Buchhaltung obliegt, sowie Rechtsan-
wälte. 

Wenn ein Unternehmen Daten an einen Dritten zur Verarbeitung herausgibt und keine 
AV-Vereinbarung besteht, obwohl diese erforderlich ist, liegt ein Verstoß gegen die 
DSGVO vor. In diesem Fall drohen insbesondere Bußgelder. 
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5. NDAs 

Es ist häufig von großer Bedeutung, das Wissen des Unternehmens bzw. seiner Mitar-
beiter, also insbesondere das Know-how, gegenüber Interessenten und Vertragspart-
nern zu schützen.   

Wichtig ist zunächst, das Wissen, wenn möglich rechtlich zu schützen, somit insbeson-
dere durch die oben genannten Schutzrechte (Patente, Gebrauchsmuster, Marken, 
Nutzungsrechte an Urhaberrechten). 

Wichtig ist weiter, das Wissen rein tatsächlich zu schützen, also nur so weit zu offenba-
ren, wie es in der konkreten Situation (zwingend) erforderlich ist. 

Sinnvoll ist zudem ab dem Zeitpunkt, in dem Gespräche mit potentiellen Geschäfts-
partnern, Investoren und sonstigen Dritten geführt werden, der Abschluss von Ge-
heimhaltungsvereinbarungen, auch Non Disclosure Agreements, kurz NDAs genannt. 
Inhalt eines NDAs ist die Definition von und der Umgang mit vertraulichen Informatio-
nen, die die Parteien einander im Zuge der Vertragsverhandlungen offenbaren. 

Nach Möglichkeit sollten die NDA dadurch abgesichert werden, dass der Vertrags-
partner bei einem Verstoß gegen das NDA eine Vertragsstrafe in ausreichender Höhe 
zu bezahlen hat. Ohne eine solche Vertragsstrafe ist das NDA ein „zahnloser Tiger“. 
Denn die praktische Durchsetzung von Unterlassungsansprüchen ist durchaus schwie-
rig. Und ebenso schwierig ist die Bezifferung von möglichen Schadenersatzansprü-
chen.  
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VII. Empfehlenswerte Versicherungen 

Die Versicherungsbranche bietet für Unternehmen zahlreiche Versicherungen an, mit 
denen sich je nach Unternehmensbranche und Bedarf unterschiedliche Risiken abde-
cken lassen. Welche Versicherungen erforderlich und sinnvoll sind, ist eine Frage des 
Einzelfalls und kann nicht allgemein beantwortet werden. Bestimmte Versicherungen, 
auf die nachfolgend eingegangen wird, sind zum Teil gesetzlich verpflichtend oder 
(zwingend) erforderlich. Insoweit sollte externer Rat bei einem Versicherungsberater ein-
geholt werden.  

Nachfolgende Versicherungen sollen nur exemplarisch und nicht ab- schließend er-
wähnt werden: 

1. Geschäftsversicherung 

2. Betriebsunterbrechungsversicherung 

3. Betriebskostenversicherung 

4. Betriebshaftpflichtversicherung/Berufshaftpflicht 

• Vermögensschadenshaftpflichtversicherung (Dienstleistungssektor) 

• Produkthaftpflichtversicherung 

• Umwelthaftpflicht 

• D & O Vermögensschadenshaftpflichtversicherung für die Unternehmensleiter 

• Transportversicherung 

• Versicherung bei Haftpflichtansprüchen wegen Diskriminierungen 

5. Rechtsschutzversicherung 

6. Kfz-Versicherung: 

• Kfz-Haftpflichtversicherung 

• Kaskoversicherung 

• Verkehrsrechtsschutz 

• Kfz-Unfallversicherung 

7. Elektronikversicherung 

8. Maschinenversicherung 

9. Vertrauensschadenversicherung 

10. Kreditversicherung/Forderungsausfall 
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Praxishinweis: Für einzelne Berufsgruppen kann eine gesetzliche Pflicht zum Abschluss 
und Vorhalten einer Betriebshaftpflichtversicherung/Berufshaftpflicht bestehen. Auch 
bei fehlender Abschlusspflicht sollte in jedem Fall eine Betriebshaftpflichtversicherung 
oder Berufshaftpflichtversicherung bestehen, da bestimmte Schadensfälle im 
schlimmsten Fall ggf. wirtschaftlich existenzgefährdende Folgen für Sie als Unternehmer 
und für Ihr Unternehmen haben können. Diese Risiken sind in jedem Fall abzusichern. Generell 
ist beim Abschluss einer Betriebshaftpflichtversicherung/Berufshaftpflicht auf eine aus-
reichende Deckungssumme zu achten, um auch bei Großschäden auf der sicheren 
Seite zu stehen.  

Ebenso unverzichtbar ist die D&O Vermögenshaftpflichtversicherung für GmbH-Ge-
schäftsführer und Vorstände von Aktiengesellschaften. 

Welcher Versicherungsbaustein im Einzelfall erforderlich und sinnvoll ist, hängt vom Un-
ternehmen ab. Diese Frage sollten Sie mit Ihrem Versicherungsberater klären. 

 

VIII. Internet- und Werbeauftritt 

Nicht nur für die wirksame Kundenakquise spielt der Internet- und Werbeauftritt des 
Unternehmens eine wichtige Rolle. Hier lauern auch rechtliche Stolpersteine, die Sie im 
Fall eines Verstoßes u.U. teuer zu stehen kommen können. 

 
Aus diesem Grund sollte den folgenden Punkten besondere Beachtung geschenkt 
werden: 

 

1. Impressum 

Wenn Ihr Unternehmen eine Website betreibt, wird es im Regelfall der Impressums-
pflicht unterliegen. Diese ergibt sich aus § 5 Digitale-Dienste-Gesetz (DDG), der Nach-
folgenorm zu § 5 Telemediengesetz. 

Die Impressumspflicht gilt für geschäftsmäßige, in der Regel gegen Entgelt angebo-
tene Dienste. Entscheidend ist, ob entgeltliche Angebote gemacht werden. Im Regel-
fall wird daher Ihr Start-Up-Unternehmen unter die Impressumspflicht fallen. 
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Was muss nun das Impressum beinhalten? Hier gibt § 5 DDG umfassend Auskunft. Das 
Impressum muss folgende Angaben enthalten: 

- Namen bzw. Firma des Unternehmens, Anschrift, Rechtsform, die Vertretungsbe-
rechtigten. 

- E-Mail-Adresse. Zudem sollte natürlich die Telefonnummer angegeben werden, ggf. 
auch noch andere Möglichkeiten der Kontaktaufnahme. 

- Ggf. und je nach Einzelfall Aufsichtsbehörde bzw. Kammer, gesetzliche Berufsbe-
zeichnung, Bezeichnung der berufsrechtlichen Regelungen, 

- Angaben zu Register und Registernummer, soweit eine Eintragung erfolgt ist, so z.B. 
bei der GmbH Angabe des Handelsregisters, bei dem die GmbH eingetragen ist, 
und der Registernummer, 

- Umsatzsteueridentifikationsnummer und soweit vorhanden, die Wirtschaftsidentifika-
tionsnummer. 

Diese Angaben müssen leicht erkennbar und unmittelbar erreichbar sowie ständig ver-
fügbar sein.  

Ob eine Impressumspflicht besteht und welche Angaben konkret erforderlich sind, ist 
eine Frage des jeweiligen Einzelfalls. Insoweit empfiehlt es sich zumindest in Zweifelsfäl-
len externen Rat einzuholen. Ansonsten können ggf. das Einschreiten einer Aufsichts-
behörde oder Abmahnungen seitens Konkurrenten drohen.  

 

2. Fernabsatzverträge 

Soweit Ihr Unternehmen auf der Website für Verbraucher die Möglichkeit der Bestel-
lung von Waren oder Dienstleistungen anbietet und eine Bestellung ausschließlich über 
Fernkommunikationsmittel, z.B. Online-Formulare, E-Mail, Telefonanrufe usw. erfolgt, 
bewegt sich Ihr Unternehmen im Bereich des Fernabsatzes. 

Hierbei sind je nach Einzelfall bestimmte Informationspflichten zu erfüllen. Hier im Ein-
zelnen auszuführen, welche Informationspflichten das sind, würde den Rahmen dieser 
Darstellung sprengen. Zudem kommt es hierbei auf den konkreten Einzelfall an, insbe-
sondere darauf, was konkret angeboten wird.   

Darüber hinaus besteht bei einem Fernabsatzvertrag mit einem Verbraucher ein zeit-
lich befristetes Widerrufsrecht und hierüber ist ordnungsgemäß zu belehren. Ist die Be-
lehrung nicht korrekt, beginnt die Widerrufsfrist nicht zu laufen und für den Verbraucher 
ist ggf. noch nach längerer Zeit ein Widerruf möglich. 
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Zudem drohen bei nicht ordnungsgemäßer Erfüllung von Informationspflichten oder 
nicht ordnungsgemäßer Belehrung kostenpflichtige Abmahnungen durch Konkurren-
ten. 

Gerne helfen wir Ihnen in Ihrem konkreten Fall weiter.     

 

3. Datenschutzvereinbarung 

Die Regelungen und Gesetze im Datenschutzrecht verändern sich ständig. Die Ent-
wicklung geht klar hin zum stärkeren Datenschutz und damit zu weitergehenden Ver-
pflichtungen für Websitebetreiber. Nicht nur Unternehmer oder Online-Shops, sondern 
jeder Webseitenbetreiber muss nun mit Abmahnungen rechnen, wenn er keine oder 
eine unvollständige Datenschutzerklärung auf seiner Webseite eingebunden hat.  

Eine Datenschutzerklärung muss den Nutzer eines Internetauftritts über die Art, den Um-
fang und Zwecke der Erhebung und Verwendung personenbezogener Daten durch 
den verantwortlichen Anbieter informieren. Unter den Begriff der personenbezogenen 
Daten fallen dabei Informationen zu einer Person wie Name, Anschrift, Telefonnum-
mer, E-Mail-Adresse, aber auch Daten, die etwa über den Facebook-Like-Button oder 
Google Analytics übertragen werden, zählen dazu. Ebenso wie die IP-Adressen der 
Seitenbesucher, die in Server-Logs gespeichert werden. 

 
Bei der Erstellung einer Datenschutzvereinbarung helfen wir Ihnen selbstverständlich 
gerne.  

 

4.  Beachtung der Regelungen des Gesetzes gegen 

den unlauteren Wettbewerb (UWG)  

Bei der Werbung um Kunden müssen Ihre Konkurrenten sowie Ihr Unternehmen die Re-
gelungen des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) beachten. Durch 
diese Regelungen soll einen fairen Wettbewerb zwischen den Marktteilnehmern ge-
währleistet werden. Die Nichtbeachtung kann das Einschreiten von Aufsichtsbehör-
den, z.B. der IHK, oder aber eine kostenpflichtige Abmahnung durch einen Konkurrenten 
zur Folge haben. In bestimmten Fällen ist sogar eine Strafbarkeit möglich. 

Sinn und Zweck des UWG ist es, geordnete Marktverhältnisse herzustellen oder hierauf 
hinzuwirken. Es sollen aggressive oder irreführende Handlungen unterbunden werden, 
was dem Verbraucherschutz, aber auch dem Schutz des Konkurrenzunternehmens dient.  
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Zudem gibt es einen unmittelbaren Schutz der Mitbewerber, also Ihres Unternehmens 
als auch Ihres Konkurrenten, z.B. durch die Regulierung von vergleichender Werbung, 
die nur bei der Einhaltung bestimmter Regeln möglich ist, durch den Nachahmungs-
schutz, den Schutz vor Behinderung sowie dem Schutz von Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen. Weiter sollen unzumutbare Belästigungen hierdurch unterbunden werden 
können, wie beispielsweise unautorisierte Anrufe und Werbeemails. 

Auf Grundlage des UWG können Mitbewerber, somit sowohl Ihr Unternehmen als auch 
Ihr Konkurrent, sowie Wirtschafts- und Verbraucherverbände gegen Marktteilnehmer, 
die die im UWG geregelten Regeln des fairen Wettbewerbs nicht einhalten, zivilrecht-
lich vorgehen. Sie können beispielsweise aufgrund des UWG Beseitigungs-, Unterlas-
sungs- Schadensersatz- oder auch Gewinnabschöpfungsansprüche geltend machen. 
Zudem kann – wie bereits erwähnt - u.U. sogar eine Strafbarkeit gegeben sein.  

Nachfolgend wollen wir ein paar Fälle etwas näher beleuchten: 

4.1. E-Mail-Werbung 
Die E-Mail-Werbung spielt im Bereich des Marketings aufgrund der immer weiter zuneh-
menden Digitalisierung eine immer wichtigere Rolle. Allerdings sind bei der E-Mail-Wer-
bung in Deutschland die Regelungen des UWG besonders zu beachten. 

Im Gegensatz zum angelsächsischen Rechtsraum, in welchem das Opt-Out-Prinzip 
herrscht, bei dem potentielle Kunden solange angeschrieben werden dürfen, bis diese 
erklären, keine weiteren Emails erhalten zu wollen, gilt in Deutschland das Opt-In-Prin-
zip, bei dem nur angeschrieben werden darf, wer dies explizit wollte. Vor diesem Hinter-
grund sowie auf die damit einhergehenden Dokumentationspflichten ist u.U. eine nä-
here rechtliche Prüfung erforderlich. Gerne beraten wir Sie hierzu. 

 
 
4.2. Beispiele stets verbotener Formen der Werbung 

Im Anhang zum UWG sind einige geschäftliche Handlungen genannt, die nach 
§ 3 Abs. 3 UWG gegenüber Verbrauchern stets unzulässig sind. So z.B.  

 

• die Verwendung von Gütezeichen, Qualitätskennzeichen oder Ähnlichem 
ohne die erforderliche Genehmigung; z.B. Verwendung von falschen CE- oder 
falschen Bio-Zeichen. 

• unwahre Angaben über die zeitliche Begrenzung des Angebots  

• Lockangebot ohne Hinweis darauf, dass nur eine unangemessen geringe 
Menge an Waren vorhanden ist. 
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• die unwahre Angabe oder das Erwecken des unzutreffenden Eindrucks, gesetz-
lich bestehende Rechte stellten eine Besonderheit des Angebots dar, 
z.B. „Wir geben Ihnen volle zwei Jahre Gewährleistung bei unseren Neuwaren!". 
Denn eine zweijährige Gewährleistung steht dem Verbraucher ohnehin gesetz-
lich verbindlich zu, stellt also keine Besonderheit dar. 

 

IX. Steuerliche Rahmenbedingungen 

Für die Gründung und insbesondere für die nachfolgende geschäftliche Tätigkeit wird 
es zwingend erforderlich sein, einen Steuerberater zu beauftragen, der insbesondere 
die laufende Betreuung Ihres Start-Up-Unternehmens übernimmt. Hierbei kann es an 
vielen Stellen notwendig sein, dass sich Ihr Steuerberater mit Ihrem Rechtsanwalt ab-
stimmt, da Ihr Steuerberater zwar berechtigt ist, Sie im steuerlichen Bereich zu beraten. 
Zu einer weitergehenden rechtlichen Beratung oder Gestaltung ist Ihr Steuerberater 
nur dann berechtigt, wenn er gleichzeitig Rechtsanwalt ist. 

Auch wenn Sie die Unterstützung eines Steuerberaters brauchen, wollen wir Ihnen mit 
den nachfolgenden Ausführungen – ergänzend zu unseren bisherigen Ausführungen 
– die steuerliche Situation kurz zusammenfassen. Wie erwähnt, kann dies keinesfalls 
eine Steuerberatung ersetzen. Zudem wird auch insoweit keinerlei Haftung übernom-
men.   

1. Übersicht über das deutsche Steuersystem 

Wie oben bereits ausgeführt, sind im unternehmerischen Bereich zwei grundlegend 
unterschiedliche Besteuerungsformen zu unterscheiden. 

So unterliegen Einzelunternehmer und die Gesellschafter von Personengesellschaften, 
wie z.B. KG, OHG oder GbR der Einkommensteuer. Die Personengesellschaften selbst 
werden nicht besteuert, sondern man schaut sozusagen durch die Gesellschaft durch auf 
den einzelnen Gesellschafter. Dort fällt die Steuer an. Der einzelne Gesellschafter unterliegt der 
Einkommensteuer, sofern er eine natürliche Person ist. 

Anders ist die Besteuerung bei Kapitalgesellschaften wie GmbH, UG oder AG. Diese Gesellschaf-
ten sind selbst Steuersubjekt und auf der Ebene der Gesellschaft fällt Körperschaftsteuer an.  Bei 
einer Ausschüttung an einen Gesellschafter, der eine natürliche Person ist, fällt Einkommensteuer 
an, deren Berechnung je nach Einzelfall unterschiedlich sein kann. 
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Das ist die grundlegende Unterscheidung, die man im Blick haben muss.  

Das deutsche Steuerrecht beinhaltet etwa 50 Steuerarten. Welche Steuern für Unter-
nehmer jeweils abzuführen sind, hängt von der Art der selbständigen Tätigkeit (Gewer-
betreibender, Freiberufler, Heilberufler usw.) und der Rechtsform der Unternehmung 
ab. Relevant sind insbesondere die folgenden Steuerarten: 

 
1.1. Einkommensteuer 
Natürliche Personen, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland 
haben, sind unbeschränkt einkommensteuerpflichtig. Von bestimmten Einkunftsarten 
wird die Einkommensteuer durch direkten Abzug vorgenommen (z.B. auf Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit und Einkommen aus Kapitalerträgen). Der Einkommensteuer 
unterliegen die Einkünfte 

 
• aus Land- und Forstwirtschaft, 

• aus Gewerbebetrieb, 

• aus selbstständiger Arbeit, 

• aus nichtselbstständiger Arbeit, 

• aus Kapitalvermögen, 

• aus Vermietung und Verpachtung sowie 

• die sonstigen in § 22 EStG genannten Einkünfte (z.B. Einkünfte aus einer mit 
dem Ertragsanteil zu erfassenden Rente aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung oder Einkünfte aus Spekulationsgeschäften). 

 
Als Einkunft gilt bei Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbstständiger Arbeit der 
Gewinn. 

Der Gewinn aus dem Unternehmen eines Einzelunternehmers unterliegt daher der Einkom-
mensteuer und wird mit dem übrigen Einkommen des Einzelunternehmers versteuert. 

Der Gewinn aus einer Personengesellschaft, z.B. KG und OHG, wird in einer sog. gesonderten 
und einheitlichen Feststellung festgesetzt. Aus der gesonderten und einheitlichen Feststellung 
ergibt sich allerdings nicht die Steuerlast. Vielmehr wird aufgrund der einheitlichen und geson-
derten Feststellung den einzelnen Gesellschaftern ihr Gewinnanteil zugerechnet und im Rah-
men ihrer Einkommensteuer versteuert. Der Bescheid über die gesonderte und einheitliche 
Feststellung hat allerdings Bindungswirkung für die Besteuerung bei den einzelnen Gesellschaf-
tern. Der einzelne Gesellschafter hat daher keine Möglichkeit, im Rahmen seines Besteue-
rungsverfahrens die gesonderte und einheitliche Feststellung anzugreifen. 
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1.2. Körperschaftssteuer 

Die Körperschaftssteuer ist die Einkommensteuer für juristische Personen, insbesondere 
Kapitalgesellschaften wie die GmbH, die UG und die AG. Die Körperschaftssteuer ist im 
Körperschaftssteuergesetz (KStG) geregelt. 

Körperschaften, die ihre Geschäftsleitung oder ihren Sitz in Deutschland haben, unter-
liegen der unbeschränkten Steuerpflicht nach dem deutschen Körperschaftssteuerge-
setz. 

Besteuerungsgrundlage ist das Einkommen, das die Körperschaft innerhalb des Kalen-
derjahres erwirtschaftet hat. Die Besteuerung findet unabhängig davon statt, ob der 
Gewinn ausgeschüttet wird, oder im Unternehmen verbleibt. Der Steuersatz beträgt 
derzeit 15 % zzgl. ortsabhängiger Gewerbesteuer von rund 14 % bis 17 % sowie Solida-
ritätszuschlag, so dass sich die Gesamtbelastung auf etwa 30 % bis 33 % beläuft. 

Der Betrag, der an einen Gesellschafter ausgeschüttet wird, unterliegt bei dem Gesell-
schafter der Einkommensteuer. Die konkrete Berechnung der Steuer bei dem einzel-
nen Gesellschafter (Abgeltungssteuer oder Teileinkünfteverfahren) ist eine Frage des 
jeweiligen Einzelfalls. 

 
1.3. Umsatzsteuer 
Die Umsatzsteuer (früher Mehrwertsteuer) fällt für Lieferungen und Leistungen an, die 
ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt. 
Bekanntlich gibt es zwei unterschiedliche Steuersätze:  

 
• den allgemeinen Steuersatz von 19 % 

• den ermäßigten Steuersatz von 7 %. 

Die Umsätze, die dem ermäßigten Steuersatz unterliegen, sind in § 12 Abs. 2 UStG auf-
geführt. Danach werden u.a. auf die Lieferung, die Einfuhr und den innergemein-
schaftlichen Erwerb von fast allen Lebensmitteln (Ausnahme: Luxuslebensmittel wie z.B. 
Hummer und Kaviar), Futtermittel, Land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse (z.B. 
Fleisch, Fisch, Eier), Bücher und Zeitungen der Steuersatz von 7 % angewandt. Im Übri-
gen dürfen wir auf die Regelung in § 12 Abs. 2 UStG verweisen. 

Die übrigen Umsätze unterliegen dem allgemeinen Steuersatz von 19 %. 
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1.4. Gewerbesteuer 

Ein Gewerbebetrieb, der im Inland betrieben wird, unterliegt der Gewerbesteuer nach 
dem deutschen Gewerbesteuergesetz. 

Ob ein Gewerbebetrieb in diesem Sinn vorliegt, ist zu prüfen. So zählen die sogenann-
ten Freien Berufe, wie etwa Ärzte, Rechtsanwälte, Architekten oder Journalisten nicht 
zu den Gewerbetreibenden und unterliegen daher nicht der Gewerbesteuer, solange 
sie nicht in Form einer Kapitalgesellschaft organisiert sind. Für manche Berufsgruppen, 
wie etwa Informatiker, ist es eine Frage des Einzelfalls und der konkreten Tätigkeit, ob 
ein freier Beruf, oder ein Gewerbebetrieb vorliegt; es kommt somit auf die genaue 
Ausgestaltung der Tätigkeit an.  

Zu der Frage, ob ein Gewerbebetrieb im Sinne des Gewerbesteuerrechts vorliegt, sollte 
rechtzeitig der Rat eines Steuerberaters und/oder Rechtsanwalts eingeholt werden, 
um Überraschungen zu vermeiden. 

Die Höhe der Gewerbesteuer ergibt sich aus dem gesondert zu ermittelnden Gewer-
beertrag. Der Gewerbeertrag ist nicht deckungsgleich mit dem Gewinn nach dem 
Körperschaftssteuergesetz oder dem Einkommensteuergesetz, sondern es erfolgen be-
stimmte Hinzurechnungen und Kürzungen. In der Gewerbesteuer sollen durch die Hin-
zurechnungen und Kürzungen insbesondere die Unterschiede in der Finanzierung und 
der Unternehmensstruktur ausgeglichen werden.  

Für die Höhe der Gewerbesteuer ist im Übrigen der gemeindliche Hebesatz entschei-
dend. Deswegen ergibt sich hinsichtlich der Höhe der Gewerbesteuer eine nicht uner-
hebliche Bandbreite. Die Hebesätze liegen in Bayern zwischen ca. 300 % und 500 %. 
Die Höhe des jeweiligen Hebesatzes ist daher insbesondere auch für die Standortsuche 
wichtig. 

Schuldner der Gewerbesteuer ist sowohl bei einer Körperschaft, also insbesondere 
GmbH und UG, als auch bei einer Personengesellschaft, also KG und OHG, die Gesell-
schaft selbst. 

 

 

 

 
. 
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2. Import aus EU-Staaten oder Drittstaaten (also Nicht-

EU-Staaten) 

Bei Importen aus EU-Staaten nach Deutschland liegt eine innergemeinschaftliche Lie-
ferung vor. Der Erwerber hat für diese Lieferung deutsche Umsatzsteuer zu bezahlen. 
Der Lieferant führt keine Umsatzsteuer ab. Besonderheiten können sich bei einem Rei-
hengeschäft in einem Drei-Personen-Verhältnis ergeben. Hier ist die Einholung von 
rechtlichem Rat durch einen Steuerberater und/oder Rechtsanwalt erforderlich. 

Für Einfuhrlieferungen aus Drittstaaten, die nicht EU-Staaten sind, fällt Einfuhrumsatz-
steuer (EUSt) an. Einfuhrlieferungen bestehen, wie sonstige Wareneinkäufe auch, aus 
zwei Kostenteilen: 

 
• dem Wert der beschafften Waren 
• den Anschaffungsnebenkosten 

(z.B. Transportkosten, Transportversicherung, Zollgebühr, Verbrauchsteuer usw.). 
 
Aus diesen beiden Aspekten ergeben sich in Summe die Anschaffungskosten, welche 
als Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Einfuhrumsatzsteuer gelten. 
 
Grundsätzlich kann die Einfuhrumsatzsteuer in der Umsatzsteuervoranmeldung als Vor-
steuer abgezogen werden, sofern eine Berechtigung zum Vorsteuerabzug besteht. 
Wurde bei der Bestellung der Grundsatz „verzollt und versteuert“ vereinbart, entrichtet 
der Lieferant die EUSt (und kann diese ggf. als Vorsteuer geltend machen), der Liefe-
rant übernimmt in diesem Falle auch die Bezahlung der Zollgebühren. Wurde dieser 
Grundsatz nicht vereinbart, ist der Empfänger zur Entrichtung der EUSt verpflichtet. 

 

3. Exporte in EU-Staaten oder in Drittstaaten (Nicht-

EU-Staaten) 
 
Bei Exporten durch ein deutsches Unternehmen an einen Unternehmer im EU-Ausland 
fällt in Deutschland keine Umsatzsteuer an. Vielmehr hat der Unternehmer im EU-Aus-
land die Umsatzsteuer abzuführen. Besonderheiten können sich auch hier bei einem 
Reihengeschäft im Drei-Personen-Verhältnis ergeben. 

Exporte in Drittstaaten, die nicht EU-Staaten sind. sind unter den konkreten gesetzlichen 
Voraussetzungen umsatzsteuerfrei. 
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X. Buchführungs- und Veröffentlichungs- 

pflichten 

1. Buchführungspflicht 

Eine Verpflichtung zur Buchführung sowie eine Aufzeichnungspflicht können sich so-
wohl aus den Steuergesetzen, als auch aus außersteuerlichen Vorschriften, insbeson-
dere dem Handelsgesetzbuch (HGB) ergeben. 

 
1.1. Buchführungspflicht für Kaufleute (Buchführungspflicht nach HGB) 
Nach § 238 HGB besteht für jeden Kaufmann eine Buchführungspflicht. Ob ein Unter-
nehmen Kaufmann im Sinne des HGB ist, ergibt sich aus dem HGB.  

Nach § 1 Abs. 1 HGB ist Kaufmann, wer ein Handelsgewerbe betreibt. Handelsge-
werbe ist dabei jeder Gewerbebetrieb, es sei denn, dass das Unternehmen nach Art 
oder Umfang keinen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfor-
dert.  

Der Unternehmer, der ein Handelsgewerbe betreibt, ist somit zwingend Kaufmann. Der 
Eintrag in das Handelsregister ist lediglich deklaratorische Natur (sogenannter Ist-Kauf-
mann).  

Stets als Kaufleute gelten Kapitalgesellschaften, somit insbesondere GmbH und UG, 
unabhängig von Art und Umfang ihres Gewerbes (sog. Formkaufmann, § 6 Abs. 2 
HGB). 

Daneben existiert der sogenannte Kann-Kaufmann, der lediglich durch Eintragung in 
das Handelsregister zum Kaufmann wird (z.B. Kleingewerbetreibende).  

1.2. Ausnahmen von der Buchführungspflicht für Kaufleute  

Nach § 241a HGB sind unter bestimmten Voraussetzungen Einzelkaufleute, also Kauf-
leute, die alleine ein Handelsgewerbe betreiben, von der Buchführungspflicht ausge-
nommen. 

Diese Ausnahme von der Buchführungspflicht gilt für Einzelkaufleute, die an den Ab-
schlussstichtagen von zwei aufeinander folgenden Geschäftsjahren nicht mehr als je-
weils € 800.000,00 Umsatzerlöse und jeweils € 80.000,00 Jahresüberschuss aufweisen. Sie 
sind von der handelsrechtlichen Pflicht zur Buchführung und Erstellung eines Inventars 
befreit (§ 241a Satz 1 HGB). Für Start-Up-Unternehmen wichtig: Bei Neugründungen 
entfällt die zunächst bestehende Buchführungspflicht bereits dann, wenn am ersten 
Abschlussstichtag nach der Neugründung die genannten Werte nicht überschritten 
werden. 
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1.3. Buchführungspflicht nach § 141 AO 
Zusätzlich zum HGB bestimmen steuerrechtliche Vorschriften, wer zur Buchführung ver-
pflichtet ist: 

 
Nach den Bestimmungen des § 141 der Abgabenordnung (AO) sind gewerbliche Un-
ternehmer, auch wenn sie keine Kaufleute sind, sowie Land- und Forstwirte zur Buch-
führung verpflichtet, wenn sie für den Betrieb einen Gesamtumsatz von mehr als 
€ 800.000,00 im Kalenderjahr sowie einen Gewinn aus Gewerbebetrieb in Höhe von 
mehr als € 80.000,00 bzw. einen Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft von mehr als 
€ 80.000,00 im Kalenderjahr gehabt haben. 

Die Buchführungspflicht ist vom Beginn des Wirtschaftsjahres an zu erfüllen, das auf die 
Bekanntgabe der Mitteilung folgt, durch die die Finanzbehörde auf den Beginn dieser 
Verpflichtung hingewiesen hat.
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1.4. Zeitraum der Buchführungspflicht 
Zweck der handelsrechtlichen Buchführungspflicht ist die systematische Dokumenta-
tion der Entstehung und Abwicklung der Geschäftsvorfälle eines Kaufmanns, um ihm 
und ggf. Dritten einen Überblick über die Lage des Unternehmens zu vermitteln 
(§ 238 Abs. I HGB). 

Die Buchführungspflicht beginnt grundsätzlich mit der Aufnahme des Handelsgewer-
bes; für den Kannkaufmann und den Formkaufmann mit Eintragung ins Handelsregis-
ter, bei der OHG ggf. auch schon vor Eintragung bei Geschäftsbeginn (§ 123 HGB). Sie 
endet mit dem Erlöschen der Kaufmannseigenschaft; beim Istkaufmann somit mit der 
Einstellung des Handelsgewerbes, beim Form- und Kannkaufmann sowie bei Handels-
gesellschaften mit der Löschung im Handelsregister. 

Die Verpflichtung zur Buchführungspflicht nach § 141 AO endet mit dem Ablauf des 
Wirtschaftsjahres, das auf das Wirtschaftsjahr folgt, in dem die Finanzbehörde feststellt, 
dass die Voraussetzungen des § 141 Abs. 1 AO nicht mehr vorliegen. 

 

2. Unterscheidung Handels- und Steuerbilanz 

Im deutschen Recht wird zwischen der Handelsbilanz zum einen und der Steuerbilanz 
zum anderen unterschieden. Während die Handelsbilanz den handelsrechtlichen Vor-
schriften entsprechen muss, richtet sich die Steuerbilanz nach den steuerrechtlichen 
Normen. 

 
Die Handelsbilanz dient primär der Information von Anteilseignern, Kreditgebern, Lie-
feranten und Kunden über die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Gesellschaft. 
Sie bildet die Grundlage für Erfolgsbeteiligungen und Dividende. Dabei gibt sie den 
Stand des Vermögens und der Schulden zu einem bestimmten Zeitpunkt, dem sog. 
Stichtag, wieder. Die zum Stichtag bilanzierten Werte verändern sich im Laufe der Ge-
schäftstätigkeit. Dabei bewirkt jede Änderung einer Position die Änderung mindestens 
einer weiteren Position in der Bilanz. Die Bilanzierungspflicht ist in § 242 HGB geregelt. 
Diese Vorschrift verlangt die Aufstellung einer Bilanz zu Beginn der Geschäftstätigkeit 
und für den Schluss eines jeden Geschäftsjahres. 

 
Die Steuerbilanz hingegen ist eine Aufstellung des Betriebsvermögens auf Grundlage 
des Steuerrechts (insbesondere des Einkommensteuergesetzes). Dabei richtet sich die 
Steuerbilanz im Gegensatz zur Handelsbilanz an das Finanzamt. Sie ist Bemessungs-
grundlage für Einkommens-, Gewerbe- und Körperschaftssteuer. 

 
Handels- und Steuerbilanz können übereinstimmen, müssen es aber nicht.

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/geschaeftsvorfaelle.html
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/kannkaufmann.html
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/formkaufmann.html
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/istkaufmann.html
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3. Übersicht über die einzelnen Buchführungs- 

pflichten 
 

 

Unternehmen Bilanzierungs- und 
Buchführungspflichten 

Einzelkaufleute  
mit 

- ≤ € 800.000,00 Umsatzerlöse und  
- ≤ € 80.000,00 Jahresüberschuss,  

jeweils an den Abschlussstichtagen zweier 
aufeinanderfolgender Geschäftsjahre, 
wobei für Neugründungen Besonderheiten 
gelten. 

 
 
Befreiung von der handelsrechtlichen 
Buchführungspflicht, Gewinnermittlung 
durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung 

Kleinstkapitalgesellschaft 
 

Kleinstkapitalgesellschaften sind kleine 
Kapitalgesellschaften, die mindestens 
zwei der drei nachstehenden Merkmale 
nicht überschreiten (§ 267a HGB): 
 

- € 450.000,00 Bilanzsumme 
- € 900.000,00 Umsatzerlöse  
in den zwölf Monaten vor dem Ab-
schlussstichtag 

- 10 Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt 

 
 
Bilanz,  
Gewinn- und Verlustrechnung,  
Anhang bzw. Angaben unter der Bilanz, 
Veröffentlichung oder Hinterlegung 

Kleine Kapitalgesellschaft 
 

Kleine Kapitalgesellschaften sind solche, 
die mindestens zwei der drei nachstehen-
den Merkmale nicht überschreiten (§ 267 
Abs.1 HGB): 
 

- € 7.500.000,00 Bilanzsumme 
- € 15.000.000,00 Umsatzerlöse  
in den zwölf Monaten vor dem Ab-
schlussstichtag 

- 50 Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt 

 
 
Bilanz,  
Gewinn- und Verlustrechnung,  
Anhang,  
Veröffentlichung 
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Mittelgroße Kapitalgesellschaft 
 

Mittelgroße Kapitalgesellschaft sind sol- 
che, die mindestens zwei der Merkmale 
der kleinen Kapitalgesellschaft über- 
schreiten und zwei der drei nachstehen- 
den Merkmale nicht überschreiten  
(§ 267 Abs. 2 HGB): 
 

- € 25.000.000,00 Bilanzsumme 
- € 50.000.000,00 Umsatzerlöse  
in den zwölf Monaten vor dem Ab-
schlussstichtag 

- 250 Arbeitnehmer im Jahresdurch-
schnitt 

 
 

Bilanz,  
Gewinn- und Verlustrechnung,  
Anhang,  
Lagebericht,  
Abschlussprüfung,  
Veröffentlichung 

Große Kapitalgesellschaft 
 

Große Kapitalgesellschaften sind solche, 
die mindestens zwei der drei Merkmale 
der mittelgroßen Kapitalgesellschaft über-
schreiten. 

Bilanz,  
Gewinn- und Verlustrechnung,  
Anhang,  
Lagebericht,  
Abschlussprüfung,  
Veröffentlichung 

4. Veröffentlichungspflicht 

Die gesetzlichen Vertreter von Kapitalgesellschaften haben den festgestellten oder 
gebilligten Jahresabschluss, den Lagebericht, sowie den Bestätigungsvermerk binnen 
eines Jahres nach dem Abschlussstichtag des jeweils relevanten Geschäftsjahres 
elektronisch beim Betreiber des Bundesanzeigers (www.bundesanzeiger.de) einzu-
reichen und unverzüglich nach dem Einreichen beim Bundesanzeiger bekannt ma-
chen zu lassen (§ 325 HGB). Die Betreiber des Bundesanzeigers prüfen daraufhin, ob 
die Kapitalgesellschaft die gesetzlichen Vorschriften für die Aufstellung, Prüfung und 
Publizität beachtet hat (§ 329 HGB). 

 
Für kleine Kapitalgesellschaften gilt, dass diese lediglich den Jahresabschluss und den 
Anhang beim Bundesanzeiger einzureichen brauchen; der Anhang muss keine Anga-
ben über die Gewinn- und Verlustrechnung enthalten (§ 326 Abs. 1 HGB).  
 
Kleinstkapitalgesellschaften können selbst wählen, ob sie ihre Jahresabschlüsse beim 
Bundesanzeiger einreichen und bekannt machen lassen oder einen Hinterlegungsauf-
trag erteilen (§ 326 Abs. 2 HGB). 
 
Verstöße gegen die Publizitätspflicht können mit Ordnungsgeldern geahndet werden. 

http://www.bundesanzeiger.de/
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XI. Fazit 

Im Zusammenhang mit einer Gründung eines Start-Up-Unternehmens gibt es viel zu be-
achten. Wichtig ist, sich über die kritischen Punkte einen Überblick zu verschaffen, 
diese mit den Mitgründern zu besprechen. Auf der Basis dieser Besprechung sollte man 
klare Regelungen treffen und diese in geeigneter Weise dokumentieren. Hierbei sollten 
die Gründer die Chancen und Risiken ihres Vorgehens erkennen. 

 
Als Anwälte wissen wir ferner, dass guter Rat im wahrsten Sinne des Wortes oft teuer, 
am Anfang einer unternehmerischen Reise manchmal zu teuer ist. Was also tun? Viele 
Kanzleien – auch die unsere – bieten spezielle Gründerpakete an. Trauen Sie sich zu 
fragen, teilen Sie Ihr konkretes Budget mit, mehr als ein Nein kann nicht passieren. 

 
 
Dr. Christopher Lieb, LL.M. Eur. 
Rechtsanwalt  
Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht  
Fachanwalt für Steuerrecht 
Fachanwalt für Gewerblichen Rechtsschutz 
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